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Die Bedenken der Bauaufsichten und der Feuerweh-

ren gegenüber dieser Bauweise konnten mit Hilfe 

von theoretischen und experimentellen Grundlagen-

untersuchungen weitgehend ausgeräumt werden 

[43]. Die Übernahme der materiellen Anforderungen 

der MBO in Verbindung mit der M-HFHHolzR in die 

Baugesetzgebung der Bundesländer erfolgte bereits 

2005 (z.B. Hessen 06/2005). Fünfzehn Jahre nach 

Veröffentlichung der MBO 2002 haben bis auf 

Nordrhein-Westfalen (NRW) alle Bundesländer die 

Regelungen in das jeweilige Landesrecht übertragen. 

Auch NRW hat den Novellierungsprozess eingeleitet, 

so dass spätestens in 2019 eine bundesweite Akzep-

tanz zu erwarten ist.

Im Rückblick lässt sich konstatieren, dass die  

M-HFHHolzR eine Erfolgsgeschichte für den moder-

nen Holzbau darstellt. Die Anzahl der in Anlehnung 

an diese Konstruktionsrichtlinie errichteten mehrge-

schossigen Holzgebäude ist erfreulicherweise jedes 

Jahr gestiegen und weiterhin steigend. Dennoch gibt 

es auch berechtigte Kritik. Diese richtet sich weniger 

1_ Einführung

gegen den geforderten Feuerwiderstand von Ge-

bäuden der Gebäudeklasse 4, da die Ausführung 

der Holzbauteile mit einem Feuerwiderstand von 60 

Minuten (bauaufsichtliche Anforderung hochfeuer-

hemmend) den Holzbaubetrieben keine Probleme 

bereitet. Diese Feuerwiderstandsdauer kann mit 

den Standardkonstruktionen ohne weiteres erreicht 

werden und es existiert eine relativ große Auswahl 

an geprüften Wand- und Deckenkonstruktionen [4].

Auch die Anforderungen an den Raumabschluss der 

Anschlüsse gemäß M-HFHHolzR [1, Bauphysik] kön-

nen mit relativ einfachen konstruktiven Maßnahmen 

erfüllt werden. 

Problematisch ist dagegen die Erfüllung der Anfor-

derung einer brandschutztechnisch wirksamen Be-

kleidung mit der Kapselklasse K260. Da z. B. eine 

gebräuchliche Bekleidung aus 2 x 12,5 mm GF- oder 

GKF-Platten lediglich die Kapselklasse K230 erreicht, 

sind in der Kapselklasse K260 weitaus dickere Beklei- 

dungen aus diesen Werkstoffen erforderlich. Diese 

Kapselbauweise treibt die Kosten der Gesamtkon-

Die im Jahre 2004 veröffentlichte Richtlinie für brandschutztechnische Anforderungen an hochfeuer-

hemmende Bauteile in Holzbauweise (M-HFHHolzR) hat in Kombination mit der  Musterbauordnung 

2002 (MBO) der modernen Holzbauweise den Massenmarkt des mehrgeschossigen Bauens geöffnet. 
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struktion in die Höhe und hat damit direkten Ein- 

fluss auf die Wirtschaftlichkeit der Bauweise. Zudem 

weisen Holzbauteile in gekapselter Bauweise bei 

Ausführung in der Klasse K260 und der aus schall-

schutztechnischen Gründen im Regelfall einge-

bauten Dämmung meist einen Feuerwiderstand von 

ca. 120 Minuten auf (F 120 nach DIN 4102-2 bzw. 

EI 120 nach DIN EN 13501). Es kann davon ausge-

gangen werden, dass der Gesetzgeber einen solchen 

Feuerwiderstand in der Gebäudeklasse 4 nicht beab-

sichtigt hat. Die in der Praxis umgesetzten Projekte 

in der Gebäudeklasse 4 sind daher im Regelfall auch 

nicht in der Kapselklasse K260, sondern abweichend 

von der M-HFHHolzR in der Kapselklasse K230 umge-

setzt worden. 

Neben der reduzierten Leistungsfähigkeit der Brand-

schutzbekleidung wurden in der Praxis weitere Ab-

weichungen von der M-HFHHolzR beobachtet. Aus 

verschiedenen Gründen wurde die Verwendung von 

Dämmstoffen aus nachwachsenden Rohstoffen wie 

Holzfaser, Holzwolle, Zellulose oder auch Schafwolle 

gewünscht. Diese Produkte sind jedoch brennbar und 

daher zunächst nicht zugelassen. Vorteile hinsichtlich 

des Lastabtrages bietet auch die Holzmassivbau-

weise, die daher zunehmend im mehrgeschossigen 

Holzbau verlangt wird. Da die Holzmassivbauweise 

in der Gesamtschau ein geringeres Risiko aufweist 

als Holzrahmenbauweisen, ist der Verzicht auf Kap-

selbekleidungen deutlich einfacher umzusetzen. Dies 

wiederum entspricht der Erwartung von Bewohnern 

eines Holzhauses, dass die ökologische Bauweise in 

Form von Oberflächen massiver, flächiger Holzbau-

teile sichtbar werden soll. Formal sind die Holzmas-

sivbauweisen bis auf Brettstapeldecken durch die 

M-HFHHolzR aber nicht abgedeckt.

Auch in der Gebäudeklasse 5 (Gebäude bis zur Hoch- 

hausgrenze) und bei Sonderbauten wurden mehrge-

schossige Gebäude in Holzbauweise in vielen Bundes- 

ländern bereits genehmigt und errichtet.. Die Haupt- 

schwierigkeit bestand (und besteht in vielen Bundes-

ländern weiterhin) darin, dass die meisten Landesbau-

ordnungen in der GK 5 und die Sonderbauverord-

nungen eine feuerbeständige Bauweise vorausset-

zen, die ein Bauteil in Holzbauweise per Definition 

nicht erfüllen kann. Im Rahmen eines ganzheitlichen 

Brandschutzkonzepts muss daher in der Regel im 

Einzelfall nachgewiesen werden, dass die allgemei-

nen bauaufsichtlichen Schutzziele mit Hilfe geeig-

neter Kompensationsmaßnahmen erfüllt werden.

Eine Ausnahme bildete die Landesbauordnung 

(LBO) des Bundeslandes Baden-Württemberg. 

Hier war bereits vor der Novellierung der Muster-

bauordnung 2002 die Holzbauweise bis zu einer 

Höhe von 22 m baurechtlich zulässig. Anforde-

rungen hinsichtlich Brandschutzbekleidung und 

nichtbrennbare Dämmstoffe bestanden nicht. Mit 

Novellierung der LBO wurde die Brandschutzbe-

kleidung für Gebäude mit 4-5 Geschossen (Gebäu-

deklasse 4) analog der MBO eingeführt. Dadurch 

entstand die kuriose Situation, dass für diese 

Gebäude höhere Anforderungen galten als für 

Gebäude mit mehr als 5 Geschossen (GK 5). In der 

aktuellen Fassung der LBO wurde dies korrigiert. 

Nunmehr darf auch in der Gebäudeklasse 4 unter 

bestimmten Voraussetzungen auf die Brandschutz-

bekleidung verzichtet werden. Die Bundesländer 

Hamburg, Berlin und Nordrhein-Westfalen haben 

in ihren aktuellen Novellierungen die Gebäudeklas-

se 5 ebenfalls für den Holzbau geöffnet. Auch hier 

kann auf die Brandschutzbekleidung in den Gebäu-

deklassen 4 und 5 unter bestimmten Vorausset-

zungen verzichtet werden, jedoch ist die geforderte 

Feuerwiderstandsdauer nachzuweisen.

Hohes brandschutztechnisches 

Sicherheitsniveau

Deutschland blickt im Bereich mehrgeschossiger 

Fachwerkhäuser auf eine lange Tradition zurück. 

Dennoch bestanden und bestehen zum Teil heute 

immer noch Vorurteile und regulatorische Hemm-
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nisse zur Verwendung des Baustoffs Holz in Bau-

konstruktionen. Der Nachweis, dass tragende und 

raumabschließende Konstruktionen in Holzbauweise 

mit Feuerwiderständen von 60, 90 und mehr Minu-

en selbst als Brandwandersatzkonstruktion mit Stoß- 

beanspruchung möglich sind, liegt mittlerweile vor. 

Aber im Regelfall ist die Anforderung nach 90 Mi-

nuten Feuerwiderstand in den Bauordnungen und 

deren angeschlossenen Richtlinien mit der Forderung 

nach nichtbrennbaren Konstruktionen verknüpft. 

Über die Nichtbrennbarkeit der Bauteile wird voraus-

gesetzt, dass die Tragfähigkeit der Konstruktion bei 

einem realen Brandereignis auch ohne wirksame 

Löscharbeiten der Feuerwehr erhalten bleibt. Die 

Feuerwehren sind allerdings per Gesetz dazu ver-

pflichtet, Brände zu löschen und ggf. Rettungsmaß-

nahmen durchzuführen. Um diesen Auftrag erfüllen 

zu können, ist es entscheidend, ob das Brandsze-

nario insgesamt beherrschbar bleibt. Die Frage der 

Brennbarkeit oder Nichtbrennbarkeit einer Konstruk-

tion ist dabei von untergeordneter Bedeutung und 

eher im Gesamtkontext (freiwillie Feuerwehr, Berufs-

feuerwehr, Innenangriff unter Atemschutz möglich 

etc.) zu beantworten. Sofern Konstruktionen einen 

ausreichend langen Feuerwiderstand aufweisen, die 

Ausbreitung von Feuer und Rauch auf benachbarte 

Nutzungseinheiten behindern und das Brandszena-

rio eine wirkungsvolle Brandbekämpfung erlaubt, 

können mit der Holzbauweise die Schutzziele des 

Brandschutzes auch in der Gebäudeklasse 5 erfüllt 

werden.

Dieser Ansatz wurde erstmals in der Landesbauord-

nung Baden-Württemberg in das deutsche Baurecht 

übernommen. Die Bundesländer Hamburg, Berlin 

und Nordrhein-Westfalen haben bei den jüngst 

durchgeführten Novellierungen einen vergleichbaren 

Ansatz verfolgt. Im Ergebnis führt dies allerdings 

dazu, dass die Landesbauordnungen in den einzel-

nen Bundesländern stark voneinander abweichen.

Die vorliegende Publikation dient als Orientierungs-

hilfe für Architekten, Fachplaner „Brandschutz“, 

Bauaufsichtsbehörden und Feuerwehren. Sie zeigt 

auf, welche Möglichkeiten zum verdichteten und 

mehrgeschossigen Bauen mit Holz bestehen und 

welche Lösungen für die Erfüllung bauordnungs-

rechtlicher Anforderungen bzw. für die Kompen-

sation bei Abweichungen vom Baurecht existieren. 

Dazu werden Referenzobjekte mehrgeschossiger 

Gebäude und Aufstockungen in Holzbauweise vor-

gestellt, die beispielhaft zeigen, welche Konzepte 

und Lösungen im Einzelfall entwickelt und umge-

setzt wurden. 
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2.1_Wichtige Begriffe

BA-Bauweise 

Im Gegensatz zur AB-Bauweise, bei der die wesent-

lichen (tragenden) Bestandteile eines Bauteiles 

aus nichtbrennbaren Baustoffen (A) bestehen und 

brennbare Dämmstoffe (B) möglich sind, lässt die 

BA-Bauweise Tragkonstruktionen aus brennbaren 

Baustoffen (Holz) zu. Dämmstoffe müssen hier 

aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen und die 

brennbaren, tragenden Holzbauteile müssen all-

seitig durch eine brandschutztechnisch wirksame 

Bekleidung eingekapselt werden. 

Brandschutztechnisch wirksame Bekleidung 

Nichtbrennbare Bekleidung, die bei der Brandprü-

fung nach DIN EN 14135 [12] für einen definierten 

Zeitraum (Kapselklasse) verhindert, dass die darun-

ter liegende brennbare Tragkonstruktion die Ent-

zündungstemperatur (ca. 270°C) erreicht. 

Die brandschutztechnisch wirksame Bekleidung 

wird in der MBO 2002 auch als „Brandschutzbe-

kleidung“ bezeichnet (siehe Abb. 4).

2_ Definitionen und Begriffe

Brandwandersatzwände  

Wände, die nach § 30 MBO 2002 anstelle von 

Brandwänden verwendet werden dürfen. Diese 

Wände müssen in der Gebäudeklasse 4 auch bei 

zusätzlicher mechanischer Beanspruchung hochfeu-

erhemmend sein. 

Feuerwiderstand  

Als Feuerwiderstand bezeichnet man die Eigenschaft 

eines Bauteils, unter einer definierten Normbrandbe-

anspruchung (Einheits-Temperatur-Zeitkurve ETK) sei-

ne Tragfähigkeit (R) und/oder den Raumabschluß (E) 

und das Temperaturkriterium (I) für eine bestimmte 

Zeitdauer, der so genannten Feuerwiderstandsdauer, 

beizubehalten. Der Feuerwiderstand von Bauteilen 

wird nach DIN EN 1363-1 [13] geprüft. 

feuerhemmend

Ein Bauteil wird als feuerhemmend bezeichnet, wenn 

es bei der Beanspruchung nach der ETK seine Trag-

fähigkeit (R) und/oder den Raumabschluß (E) und 

das Temperaturkriterium (I) mindestens 30 Minuten 



9BRANDSCHUTZKONZEPTE I DEFINITIONEN UND BEGRIFFE 

holzbau handbuch I REIHE 3 I TEIL 5 I FOLGE 1

beibehält. Feuerhemmende Bauteile dürfen in den 

wesentlichen Teilen aus brennbaren Baustoffen 

bestehen.

hochfeuerhemmend 

Ein Bauteil wird als hochfeuerhemmend bezeich-

net, wenn es bei der Beanspruchung nach der ETK 

seine Tragfähigkeit (R) und/oder den Raumabschluß 

(E) und das Temperaturkriterium (I) mindestens 60 

Minuten beibehält. Hochfeuerhemmende Bauteile 

können in den wesentlichen Teilen aus brennbaren 

Baustoffen bestehen, dürfen jedoch ausschließ-

lich Dämmstoffe aus nichtbrennbaren Baustoffen 

aufweisen und müssen eine brandschutztechnisch 

wirksame Bekleidung aus ebenfalls nichtbrenn-

baren Baustoffen haben.

feuerbeständig   

Ein Bauteil wird als feuerbeständig bezeichnet, 

wenn es bei Beanspruchung nach der ETK seine 

Tragfähigkeit (R) und/oder den Raumabschluß (E) 

und das Temperaturkriterium (I) mindestens 90 

Minuten beibehält. Feuerbeständige Bauteile müs-

sen in den wesentlichen Teilen aus nichtbrennbaren 

Baustoffen bestehen, dürfen jedoch brennbare 

Bestandteile enthalten.

Nachbarschaftsschutz  

Brandschutzvorschriften dienen auch dem Schutz 

der Nachbarn. Die (baulichen) Vorschriften, die 

das Übergreifen von Feuer auf Nachbargebäude 

verhindern sollen, werden als nachbarschützend 

angesehen. Im Gegensatz dazu sind die allgemei-

nen Anforderungen an den Brandschutz und alle 

diejenigen Brandschutzanforderungen, die nur dem 

Schutz der Bewohner und Benutzer des Gebäudes 

dienen, wie solche über Rettungswege, notwendige 

Treppenräume und Umwehrungen nicht nachbar-

schützend. Gleiches gilt für Anforderungen an die 

Vorhaltung von Löschwasser und Flächen für die 

Feuerwehr.

2.2 _  Bauaufsichtlicher Verwendbarkeits-

nachweis

Verwendbarkeitsnachweise

Bei Bauarten unterscheidet die Musterbauordnung 

(MBO) [2] zwischen 

•  geregelter Bauart nach technischen Baube-

stimmungen

•  allgemeiner Bauartgenehmigung (aBG)

  Eine allgemeine Bauartgenehmigung wird durch 

das Deutsche Institut für Bautechnik (DIBt) aus-

gestellt. Sie gilt für alle nicht geregelten Bauarten 

(z.B. Kombinationen von Bauprodukten wie 

Schottsystemen).

•   vorhabenbezogener Bauartgenehmigung 

(vBG)Die vorhabenbezogene Bauartgenehmi-

gung wird durch die zuständige oberste Baube-

hörde im jeweiligen Bundesland erteilt

•   allgemeinen bauaufsichtlichem Prüfzeugnis 

für Bauarten (abP)

   Das allgemeine bauaufsichtliche Prüfzeugnis gilt 

für nicht geregelte Bauarten, für die es allgemein 

anerkannte Prüfverfahren gibt. Die Prüfungen 

und die Ausstellung des allgemeinen bauauf-

sichtlichen Prüfzeugnisses (abP) erfolgt durch die 

Materialprüfanstalten.

Bei Bauprodukten unterscheidet die Musterbauord-

nung (MBO) [2] zwischen

•   allgemeiner bauaufsichtlicher Zulassung  

Eine allgemeine bauaufsichtliche Zulassung wird 

durch das Deutsche Institut für Bautechnik (DIBt) 

ausgestellt. Sie gilt in der Regel für fünf Jahre.

•  allgemeinem baufsichtlichen Prüfzeugnis 

Das allgemeine bauaufsichtliche Prüfzeugnis 

gilt für Bauprodukte, die nach allgemein aner-

kannten Prüfverfahren beurteilt werden. 

  Die Prüfungen und die Ausstellung des abP  

erfolgt durch die Materialprüfanstalten. 



10 BRANDSCHUTZKONZEPTE I DEFINITIONEN UND BEGRIFFE  

holzbau handbuch I REIHE 3 I TEIL 5 I FOLGE 1

 Bauarten und Bauprodukte/Bausätze gemäß MVV TB

Bauarten – 3. Teil MBO

Bauarten ist das Zusammenfügen  

von Bauprodukten zu baulichen  

Anlagen oder Teilen von baulichen 

Anlagen

§ 16a MBO

Anwendbarkeit der Bauart

Übereinstimmungsbestätigung durch 

den Anwender / Errichter gemäß § 

16a Abs. 5 MBO

•  Nachweis von zus. Leistungen durch  

freiwillige technische Dokumentation 

gem. VwV TB D3

•  ggf. zusätzliche Anwendungsregeln 

nach VwV TB [ehem. LTB II]

Übereinstimmungserklärung durch 

den Hersteller

Ü-Zeichen

„Geregelte Bau-

arten“

„Geregelte  

Bauprodukte“

Bauarten in 

Übereinstimmung 

mit einer tech-

nischen Regel 

bzw. technischen 

Baubestimmung 

z.B. nach DIN 

4102-4

Bauprodukt in 

Übereinstimmung 

mit technischer 

Regel /  

technischen Bau-

bestimmung

VwV TB C2

kein Verwendbar-

keitsnachweis

VwV TB C3

abZ, abP, ZIE

„Nicht geregelte 

Bauarten“

„Nicht geregelte 

Bauprodukte“

Bauarten  

abweichend 

von technischer 

Regel bzw.  

Baubestimmung

Bauprodukt  

abweichend von 

techn. Regel bzw.  

Baubestimmung 

bzw. ohne techn. 

Regel

VwV TB C4

aBG, abP, vBG

Bauprodukte – 4. Teil M   

§ 16 b MBO - Allg. Anforderungen für die Verwendung von Bauprodukten

Bauprodukte und Bausätze mit  

CE-Kennzeichnung - § 16 c MBO

Bauprodukt ist verwendbar, wenn die 

erklärten Leistungen den 

Bauwerksanforderungen (MBO / VwV TB) 

entsprechen

Bauprodukt/Bausatz entspricht  

hEN oder EAD/ETA

Hersteller erstellt  

Leistungserklärung (DoP) mit Angabe 

mind. einer Leistung bezogen auf ein  

wesentliches Merkmal der hEN/EAD;  

werden weitere wesentliche Merkmale 

nicht erklärt, müssen diese als  

NPD (No Performance Determined)  

deklariert werden.

Nationale Bauprodukte 

§§ 17 - 25 MBO

Abbildung 1: 

Bauarten und Bauprodukte 

gemäß MVV TB,  

Stand 12/2018

•   Nachweis der Verwendbarkeit von Baupro-

dukten im Einzelfall 

Mit Zustimmung der obersten Bauaufsichtsbe-

hörde dürfen im Einzelfall Bauprodukte verwen-

det werden, wenn ihre Verwendbarkeit nachge-

wiesen ist. Die Zustimmung ist zu beantragen.

Die folgende Abbildung stellt den Nachweis der Ver-

wendbarkeit gemäß der Muster-Verwaltungsvorschrift 

technische Baubestimmungen (MVV TB) [14] dar.
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3.1 _ Musterbauordnung MBO

Die Landesbauordnungen sollen sich im Rahmen 

ihrer Novellierung an die Musterbauordnung anleh-

nen. Mit Stand Dezember 2018 ist dies in fünfzehn 

Bundesländern so umgesetzt worden. In Baden-

Württemberg, Hamburg, Berlin und Nordrhein-West-

falen wurde eine weitergehende Öffnung für den 

Holzbau in die Landesbauordnung aufgenommen 

(vgl. Ziffer 3.3).

Die MBO 2002 (letzte berücksichtigte Änderung vom 

13.05.2016) beinhaltet eine Einteilung in die Gebäu-

deklassen (GK) 1 bis 5 (siehe Abb. 2).  

Gebäude in Holzbauweise sind bis zur Gebäude-

klasse 4 möglich. Diese Klasse umfasst Gebäude 

mittlerer Höhe, die eine Fußbodenhöhe des obersten 

Geschosses mit Aufenthaltsräumen von bis zu 13 m 

und Nutzungseinheiten bis zu 400 m² aufweisen. 

Gebäude mit einer Höhe von mehr als 13 m fallen in 

die Gebäudeklasse 5.

3_ Bauordnungsrechtliche Grundlagen

Die Musterbauordnung 2002 hat eine zusätzliche 

Stufe zwischen feuerhemmenden F 30-B- und  

feuerbeständigen F 90-AB-Konstruktionen einge-

führt. Die hochfeuerhemmenden Bauteile müssen 

einen Feuerwiderstand von 60 Minuten aufweisen. 

Diese neue Stufe sollte die Lücke zwischen 30 und 

90 Minuten Feuerwiderstandsdauer schließen, die 

aus Sicht einer gestuften Risikobetrachtung unver-

hältnismäßig groß ist.

In der Gebäudeklasse 4 müssen tragende, ausstei-

fende und raumabschließende Bauteile hochfeuer-

hemmend ausgeführt werden. Tabelle 1 zeigt die 

Anforderungen an den Feuerwiderstand der Bau-

teile in dieser Gebäudeklasse. Zusätzlich werden die 

Feuerwiderstandsklassen nach europäischer Klas-

sifizierung gemäß DIN EN 13501-2 [5] aufgeführt. 

Die verwendeten internationalen Abkürzungen 

bedeuten:

freistehende  

Gebäude

OKF ≤ 7 m

≤ 2 Nutzungseinh.

 NE ≤ 400 m²

OKF ≤ 13 m

Nutzungseinh. mit 

jeweils ≤ 400 m²

nicht freistehende  

Gebäude

OKF ≤ 7 m

≤ 2 Nutzungseinh.

 NE ≤ 400 m²

sonstige Gebäude 

mit einer

OKF ≤ 7 m

sonstige Gebäude 

freistehende  

Gebäude

land- und  

forstwirtschaftl.  

genutzt

GK 2 GK 4 GK 5GK 1a

GK 1b

GK 3

Feuerwehreinsatz mit Steckleitern möglich Feuerwehreinsatz mit Drehleitern nötig

Abbildung 2: 

Gebäudeklassen nach  

MBO 2002
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Tabelle 1 :  

Anforderungen an den Feuer-

widerstand bei Bauteilen in  

der Gebäudeklasse 4

Holztragkonstruktionen sind in der Gebäudeklasse 

4 zulässig, wenn ausschließlich nichtbrennbare 

Dämmstoffe verwendet werden und die Bauteile 

allseitig eine brandschutztechnisch wirksame Be-

kleidung aufweisen. Die Brandschutzbekleidung 

muss nach § 26 (2) MBO aus nichtbrennbaren 

Baustoffen bestehen. Ihre sonstige Beschaffenheit 

und erforderliche Leistungskriterien werden in der 

MBO 2002 nicht definiert. Die Anforderungen an 

die Brandschutzbekleidung werden allerdings in der 

Muster-Richtlinie für Brandschutzanforderungen 

an hochfeuerhemmende Bauteile in Holzbauweise, 

der „Muster-Holzbaurichtlinie“ (M-HFHHolz-R) [1], 

festgelegt.

 
Bauteil

 Feuerwiderstand nach Bezeichnung nach  

  DIN 4102-2 nach DIN EN 13501-2

Tragende Wände ohne Raumabschluss F 60 R 60 

im Regelgeschoss

Tragende Wände mit Raumabschluss F 60 REI 60 

im Regelgeschoss

Nichttragende Trennwände  F 60 EI 60 

raumabschließend im Regelgeschoss

Decken im Regelgeschoss F 60 REI 60

Brandwandersatzwände F 60 bei zusätzlicher  REI-M 60 

 mechanischer Beanspruchung

Wände notwendiger Treppenräume F 60 bei zusätzlicher  REI-M 60 

 mechanischer Beanspruchung

Tragende Bauteile ohne Raumabschluss  F 90-AB R 90 

im Kellergeschoss

Tragende Bauteile mit Raumabschluss  F 90-AB REI 90 

im Kellergeschoss

BRANDSCHUTZKONZEPTE I BAUORDNUNGSRECHTLICHE GRUNDLAGEN  

holzbau handbuch I REIHE 3 I TEIL 5 I FOLGE 1

R = Tragfähigkeit (Résistance)

E = Raumabschluss (Étanchéité)

I = Wärmedämmung unter Brandeinwirkung  

  (Isolation)

M = Stoßbeanspruchung auf Wände (Mechanical)
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Die folgende Tabelle stellt die nach MBO zulässige Anwendung der Holzbauweise in Abhängigkeit der Ge-

bäudeklassen und Bauteile ohne Abweichungstatbestände dar. 

Tabelle 2 : 

Anwendung der Holzbauweise 

ohne Abweichung zur MBO

Tragende Wände, Stützen Gebäudeklassen

1 2

Tragende Wände, Stützen im KG    fh fh fb fb fb § 27

Tragende Wände, Stützen im DG    - fh fh hf fb 

Nichttragende Außenwände    - - - nb oder fh nb oder fh § 28

Trennwände    - fh fh1 hf fb § 29

Decken - fh fh hf fb 

Decken im KG fh fh fb fb fb § 31

Decken im DG - fh fh hf fb 

Holzbauweise ohne Abweichung zur MBO

Holzbauweise mit Abweichung zur MBO

Brandwand, Brandersatzwand hf2 hf2 hf2 hf + M fb + M § 30

Tragende Wände, Stützen - fh fh hf fb 

MBO

3 4 5

§ 2

fh - feuerhemmend

hf - hochfeuerhemmend

fb - feuerbeständig

M -  widerstandsfähig gegen zusätzliche  

mechanische Beanspruchung

nb - nicht brennbar

* -  wenn Aufenthaltsräume darüber  

möglich sind

1) - gilt nicht für Wohngebäude 

2)  -  Gebäudeabschlusswand in F30/ F90 

Bauweise 

3.2 _ Muster-Holzbaurichtlinie M-HFHHolzR

3.2.1 _ Konstruktive Mindestanforderungen 

Die Muster-Holzbaurichtlinie gilt nur für Gebäude 

in Holzbauweise der Gebäudeklasse 4. Ihr Anwen-

dungsbereich umfasst Holzsystembauweisen, die 

einen gewissen Grad der Vorfertigung aufweisen. 

Dazu gehören die Holzrahmen- bzw. Holztafel-

bauweise. Für flächige Holzmassivbauweisen mit 

Ausnahme von Brettstapeldecken ist die Richtlinie 

nicht anwendbar. Zum Zeitpunkt der Erarbeitung 

der Richtlinie waren diese Produkte noch gar nicht 

verfügbar.
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Durch Einhaltung der konstruktiven Anforderungen 

sollen folgende Risiken ausgeschlossen werden:

•  ein Brennen der tragenden und aussteifenden 

Bauteile aus Holz und Holzwerkstoffen

•  die Einleitung von Feuer und Rauch in die 

Wand- und Deckenbauteile 

•  die Weiterleitung von Feuer und Rauch über  

Anschlussfugen von raumabschließenden Bau-

teilen in angrenzende Nutzungseinheiten oder 

Räume

Die konstruktiven Anforderungen beziehen sich auf

•  die Baustoffe wie Holz, Bekleidungen, Dämm-

stoffe und Folien

•   die Wand- und Deckenbauteile, Stützen und Trä-

ger einschließlich ihrer Anschlüsse

•  die Öffnungen für Einbauten 

• die Art der Installationsführung

Die in § 26 (2) der MBO 2002 [2] geforderte brand-

schutztechnisch wirksame Bekleidung (Brandschutz-

bekleidung) für hochfeuerhemmende Holzbauteile 

wird in der M-HFHHolzR und der DIN EN 13501-2 [5] 

konkretisiert. Der Begriff „Brandschutzbekleidung“ 

bezieht sich auf den äußersten Teil von vertikalen 

Bauteilen (z. B. Wände, Trennwände und Außenwän-

de) sowie den untersten und obersten Teil von hori-

zontalen Bauteilen (z. B. Decken und Unterdecken). 

Die Brandschutzbekleidung muss eine Entzündung 

der tragenden einschließlich der aussteifenden Bau-

teile aus Holz oder Holzwerkstoffen während eines 

Zeitraumes von mindestens 60 Minuten verhindern 

und als K260 nach DIN EN 13501-2 klassifiziert sein. 

Auf die Auswirkungen dieser Anforderung an die 

Brandschutzbekleidung auf die Gesamtkonstruktion 

wird in Abschnitt 3.2.2 eingegangen. 

Um die große Vielfalt an Konstruktionen im Holzrah-

men-  bzw. Holzafelbau in der Gebäudeklasse 4 zu 

erhalten und gleichzeitig ein Maximum an Sicher-

heit gegenüber der Ausbreitung von Feuer und 

Rauch zu gewährleisten, enthält die M-HFHHolzR 

nur konstruktive Anforderungen in Textform, die für 

das jeweilige Schutzziel entscheidend sind. Die in 

der Richtlinie veröffentlichten Zeichnungen sind als 

Prinzipskizzen zu verstehen. 

Die wichtigsten brandschutztechnischen Anforde-

rungen an Bauteile und Anschlüsse sind: 

•  Tragende und/oder raumabschließende Wand- 

und Deckenbauteile, Träger sowie Stützen 

müssen allseitig durch eine brandschutztech-

nisch wirksame Bekleidung gekapselt werden. 

Die Fugen der Bekleidung sind mit Stufenfalz, 

Fugenversatz oder Nut- und Feder-Verbindung 

auszuführen. Die Holzbauteile müssen eine 

formschlüssig verlegte Volldämmung mit 

Faserdämmstoffen aus nichtbrennbaren Bau-

stoffen mit einem Schmelzpunkt > 1.000°C 

nach DIN 4102-17 [15] aufweisen. 

•  Beim Anschluss von Wänden und bei Wand/

Decken-Verbindungen muss durch einen 

Mindestabstand der Verbindungsmittel eine 

kraftschlüssige Verbindung sichergestellt wer-

den, die den Rauchdurchgang in benachbarte 

Nutzeinheiten wirkungsvoll behindert. 

•  Die Brandschutzbekleidung ist grundsätzlich 

auch in den Öffnungslaibungen mit Fugenver-

satz, Stufenfalz oder Nut- und Federverbindung 

vorzusehen, um beim Einbau von Öffnungen für 

Einbauten (z. B. Fenster, Türen) eine Einleitung 

von Feuer in die Bauteile zu verhindern. 

•  Der Einsatz nichtbrennbarer Mineralwolledäm-

mung ermöglicht es, einzelne brennbare elek-

trische Leitungen oder bis zu drei Kabel in einem 

nichtbrennbaren Hüllrohr innerhalb der Bauteile 

zu führen und Hohlwanddosen für Schalter und 

BRANDSCHUTZKONZEPTE I BAUORDNUNGSRECHTLICHE GRUNDLAGEN  
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1

2

1 Installationsebene

2 Tragkonstruktionsebene

Abb. 3. Führung von Installationen vor hochfeuerhemmenden Bauteilen in Holzbauweise.

Steckdosen einzusetzen, sofern diese einen 

Mindestabstand zum nächsten Holzständer 

aufweisen. Bündel aus mehr als drei Kabeln und 

brennbare Rohre müssen in Vorwandebenen und 

Deckeninstallationsebenen geführt werden. 

Die zuletzt genannte Anforderung resultiert aus 

der Erkenntnis, dass Anhäufungen von Kabeln und 

brennbaren Rohren im Inneren von Bauteilen unab-

hängig von der Bauweise zu einem Hohlraumbrand 

führen könnten. 

Bei der Ausführung einer Installationsebene gemäß 

Abb. 2 ist ein Hohlraumbrand in der Tragkonstruk-

tionsebene ausgeschlossen. Ein Brand innerhalb 

der Installationsebene ist unkritisch, da weder die 

Tragfähigkeit noch der Raumabschluss der Wand 

gefährdet sind. 

3.2.2 _ Auswirkungen der M-HFHHolzR

Die Öffnung des Holzbaus für das mehrgeschossige, 

innerstädtische Bauen war verbunden mit einer 

Forderung der obersten Bauaufsichten und der 

Feuerwehren einen Nachweis einer gleichwertigen 

Sicherheit zu Massivbauweisen zu führen. Aus 

dieser Forderung heraus entstand die Idee einer 

Brandschutzbekleidung, die eine Entzündung der 

Holzbauteile für die Dauer des Feuerwiderstandes 

verhindern soll. Dieser Ansatz wurde in nahezu allen 

Bundesländern auf Grundlage der MBO 2002 und 

der M-HFHHolzR für die Gebäudeklasse 4 in das je-

weilige Landesrecht als Kapselklasse K260 für hoch-

feuerhemmende Bauteile eingeführt. Die Forderung 

der Kapselklasse K260 an die Brandschutzbekleidung 

hat allerdings großen Einfluss auf die Wirtschaftlich-

keit der Gesamtkonstruktion.

Ein Beispiel: 

Der nachfolgend beschriebene Wandaufbau weist 

einen Feuerwiderstand von 90 Minuten auf (F 90-B 

nach DIN 4102-2 bzw. EI 90 nach DIN EN 13501). 

•  2 x 12,5 mm Gipsfaserplatte/Gipskartonfeuer-

schutzplatte 

•  Holzständerwerk ca. 60/120 mm; Volldämmung 

aus nichtbrennbaren Baustoffen (Mineralwolle,  

Rohdichte > 30 kg/m², Schmelzpunkt > 1000 °C) 

•  2 x 12,5 mm Gipsfaserplatte/Gipskartonfeuer-

schutzplatte 

Die brandschutztechnisch wirksame Bekleidung  

(2 x 12,5 mm Gipsfaserplatten) erreicht jedoch bei 

der Prüfung nach DIN EN 14135 lediglich die Kap-

selklasse K230. Um dies nachvollziehen zu können, 

muss man sich die bei den Normbrandversuchen 

geprüften Leistungskriterien vor Augen halten. 

Bei der Prüfung des Feuerwiderstandes nach DIN 

4102-2 besteht eines der Leistungskriterien für den 

Nachweis des Raumabschlusses bzw. des Isolations-

kriteriums darin, dass die Temperaturerhöhung auf 

der feuerabgewandten Seite des Bauteils im Mittel 

kleiner als 140 K sein muss und an der heißesten 

Stelle maximal 180 K betragen darf (siehe Abb. 4). 

Abb. 3: 

Führung von Installationen 

vor hochfeuerhemmenden 

Bauteilen in Holzbauweise
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Dagegen wird bei der Prüfung der Kapselwirkung 

der brandschutztechnisch wirksamen Bekleidung, 

das heißt bei der Überprüfung der Fähigkeit der 

Bekleidung, den dahinter liegenden brennbaren 

Baustoff vor der Entzündung zu schützen, die 

Temperatur direkt hinter der Bekleidung betrachtet 

(siehe Abb. 4). 

Das bedeutet: Bei der Brandprüfung nach DIN 4102-

2 bzw. DIN EN 1363-1 für den Feuerwiderstand 

(hier: Isolationskriterium) kommt die Dämmwirkung 

des gesamten Bauteils, bestehend aus vier Lagen 

Gipsplatten und Mineralwolledämmung, zum Tra-

gen. Bei der Prüfung der Kapselwirkung werden 

dagegen nur die beiden feuerzugewandten Lagen 

der Bekleidung betrachtet. 

Fazit: Da eine Bekleidung aus 2 x 12,5 mm bzw.  

1 x 18 mm Gipsfaserplatten lediglich die Kapselklas-

se K230 erreicht, sind zur Erfüllung der Anforderun-

gen der Kapselklasse K260 dickere Bekleidungen aus 

GF-, GKF- oder GKB-Platten erforderlich. 

Auf Grund der allseitig eingekapselten Bauteile 

und der Tatsache, dass aus schallschutztechnischen 

Gründen in der Regel eine Mineralwolledämmung 

vorhanden ist, weisen Holzbauteile mit einer K260-

Bekleidung in Verbindung mit einer üblichen Stein-

wolledämmung jedoch meist einen Feuerwiderstand 

von annähernd 120 Minuten auf (F 120 nach DIN 

4102-2 bzw. EI 120 nach DIN EN 13501). Es kann 

davon ausgegangen werden, dass der Gesetzgeber 

einen solchen Feuerwiderstand in der Gebäudeklas-

se 4 nicht beabsichtigt hat.

In der Baupraxis wird die K260 in der Gebäude-

klasse 4 bei Wohnungstrennwänden (öfter) und bei 

Außenwänden (seltener) umgesetzt. Da hier auch 

Schallschutzaspekte eine Rolle spielen, ist die Bau-

weise für diese Bauteile sinnvoll; zumal der Trenn-

wand vor dem Hintergrund des Nachbarschafts-

schutzes eine besondere Funktion zukommt.

Eine Reduzierung der Schutzzeiten der Kapselung 

erscheint aus Sicht der Risikobetrachtung sinnvoll.

Dies wurde in den Landesbauordnungen Baden-

Württemberg, Hamburg, Berlin und Nordrhein-

Westfalen unter bestimmten Randbedingungen 

bereits umgesetzt. Maßgebendes Kriterium ist hier 

ausschließlich der Feuerwiderstand. Holzbauteile 

dürfen somit in den Gebäudeklassen 4 und 5 auch 

ohne brandschutztechnisch wirksame Bekleidung 

ausgeführt werden. Allerdings muss der zweite 

wesentliche Aspekt einer brandschutztechnisch 

wirksamen Bekleidung, nämlich die hinreichende 

Rauchdichtheit, durch konstruktive Maßnahmen 

sichergestellt werden.

In den übrigen Bundesländern kann ebenfalls über 

Erleichterungen/Abweichungen zum Baurecht mit 

einer reduzierten Kapselklasse oder auch mit un-

bekleideten Holzbauteilen gearbeitet werden. Dies 

gilt sowohl für die Gebäudeklasse 4 als auch für 

die Gebäudeklasse 5. Die Erleichterungen/Abwei-

chungen müssen in diesen Fällen über ein ganzheit-

liches Brandschutzkonzept beurteilt und begründet 

werden (siehe Abschnitte 4 und 8). 

Abb. 4:

Leistungskriterien K260 und  

F 60 bzw. EI 60 im Vergleich 

bei hochfeuerhemmenden, 

raumabschließenden Bautei-

len in Holzbauweise

F 60 

K260 

� Tmittel � 140K 

� Tmax � 180K 

�
�

Abb. 4. Leistungskriterien K260 und F 60 bzw. EI 60 im Vergleich bei 
 hochfeuerhemmendenden, raumabschließenden Bauteilen in Holzbauweise

Brandschutzbekleidung

nichtbrennbarer Dämmstoff

Holzständer

� Tmittel � 250K 

� Tmax � 270K 

BRANDSCHUTZKONZEPTE I BAUORDNUNGSRECHTLICHE GRUNDLAGEN  
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3.3 _ Landesbauordnungen

Nahezu alle Landesbauordnungen wurden oder 

werden in Kürze novelliert. Damit ist die Einteilung 

in Gebäudeklassen bundesweit umgesetzt und die 

Anforderung hochfeuerhemmend in den Ländern 

eingeführt. 

Allerdings wurde die MBO 2002 [2] in den novel-

lierten Landesbauordnungen nicht deckungsgleich 

übernommen, so dass bezüglich der Anforderungen 

an Holzbauteile Unterschiede auftreten.

Die nachfolgende Tabelle 2 erläutert die Anforde-

rungen der Landesbauordnungen (Stand September 

2018). Die Tabelle zeigt, welche Anforderungen in 

den jeweiligen Ländern bezüglich des Feuerwider-

standes an tragende, aussteifende und raumab-

schließende Holzbauteile in Gebäuden der Gebäu-

deklassen 4 und 5 gestellt werden. Die Anforderun-

gen beziehen sich auf die oberirdischen Geschosse 

mit Ausnahme des Dachgeschosses und repräsentie-

ren ein konservatives Standardbrandschutzkonzept, 

bei dessen Einhaltung alle bauaufsichtlichen Anfor-

derungen in punkto Brandschutz abgedeckt sind. 

Das Kellergeschoss wird nicht betrachtet, da hier 

durchgängig die Anforderung feuerbeständig  

(F 90-AB bzw. REI 90 und im wesentlichen A-Bau-

stoffe) besteht. 

In Anlehnung an die Bezeichnungen in der Hes-

sischen Landesbauordnung (HBO) [3] wird als Ab-

grenzung zum Kürzel „AB“ (Konstruktion in den 

wesentlichen Teilen aus nichtbrennbaren Baustoffen) 

das Kürzel „BA“ verwendet. Es bedeutet, dass die 

Tragkonstruktion brennbar ist und durch eine brand-

schutztechnisch wirksame Bekleidung eingekapselt 

wird. Sofern nur der Buchstabe B verwendet wird, 

darf auf die Kapselung verzichtet werden.

Land Letzte Änderung Anforderung an Regelgeschosse
  GK 4 GK 5

Baden-Württemberg 11/2017 F 60-B F 90-B

Bayern 07/2018 F 60-BA F 90-AB

Berlin 04/2018 F 60-B F 90-B

Brandenburg 05/2016 F 60-BA F 90-AB

Bremen 09/2018 F 60-BA F 90-AB

Hamburg 01/2018 F 60-B F 90-B

Hessen (*) 07/2018 F 60-BA F 90-AB

Mecklenburg-Vorpommern 06/2018 F 60-BA F 90-AB

Niedersachsen 09/2017 F 60-BA F 90-AB

Nordrhein-Westfalen 12/2017 F 60-B F 90-B

Rheinland-Pfalz 06/2015 F 60-BA F 90-AB

Saarland 06/2018 F 60-BA F 90-AB

Sachsen 10/2017 F 60-BA F 90-AB

Sachsen-Anhalt 07/2018 F 60-BA F 90-AB

Schleswig-Holstein 06/2016 F 60-BA F 90-AB

Thüringen 06/2018 F 60-BA F 90-AB

Tabelle 3: 

Anforderungen der Landes-

bauordnungen

(*) die neue Hessische Bauordnung, sieht für hochfeuerhemmende und feuerbeständige Bauten aus brennbaren Baustoffen eine  

Holzbau Regelung vor, die bei Vorliegen einer Technischen Baubestimmung die Verwendung von Holz ausdrücklich und ohne  

Abweichungserfordernis vorsieht  (HBO § 29 (2) Satz 5.
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Baden-Württemberg nimmt hinsichtlich nachhaltiger 

Bauweisen derzeit eine Sonderstellung ein. Der Ver-

zicht auf die brandschutztechnisch wirksame Beklei-

dung ist insofern konsequent, als das § 26 LBO mit 

Stand vom August 1995 [6] in Gebäuden mittlerer 

Höhe die Verwendung von Holztragkonstruktionen 

möglich war, wenn ihr Feuerwiderstand dem feuer-

beständiger Bauteile entspricht. 

Dies galt jedoch nicht für raumabschließende Bauteile 

(z. B. Wohnungstrennwände). In Baden-Württemberg 

war es demnach bereits 1995 nach Landesbauord-

nung zulässig, Gebäude mit Holztragkonstruktionen 

in F 90-B-Qualität mit einer Fußbodenhöhe bis zu 

22 m auszuführen, wenn die raumabschließenden 

Wände feuerbeständig (F 90-AB) ausgeführt wurden. 

Hamburg, Berlin und Nordrhein-Westfalen haben in 

ihren aktuellen Novellierungen ebenfalls eine Öffnung 

der Gebäudeklasse 5 für die Holzbauweise verbun-

den mit dem Verzicht auf die Brandschutzbekleidung 

vorgenommen.

Hessen nimmt ebenfalls eine Sonderstellung ein: Die 

Hessische Bauordnung (HBO) [3] sieht für hochfeuer-

hemmende und feuerbeständige Bauten aus brenn-

baren Baustoffen eine Holzbau-Regelung vor, die 

bei Vorliegen einer Technischen Baubestimmung die 

Verwendung von Holz ausdrücklich und ohne Ab- 

weichungserfordernis vorsieht (HBO § 29 (2) Satz 5. 

Bis dahin gilt die Anforderung einer brandschutz-

technisch wirksamen Bekleidung für hochfeuerhem-

mende Bauteile. 

Für die Planung von Gebäudeaufstockungen in Holz-

bauweise ist es von Bedeutung, dass die Anforderun-

gen der Landesbauordnungen bezüglich des Feuer-

widerstandes in einem Dachgeschoss in der Regel 

geringer ausfallen als für die übrigen oberirdischen 

Geschosse. Die Anforderungen in den Landesbau-

ordnungen sind jedoch sehr uneinheitlich.

Beispiele für die unterschiedlichen An-

forderungen an Dachgeschosse in den 

Landesbauordnungen:

Gemäß § 33 der Bayerischen Bauordnung  

(BayBO) [16] sind tragende und aussteifende Teile 

von Dächern, die den oberen Raumabschluss von 

Aufenthaltsräumen bilden, auch ohne Feuerwi-

derstand zulässig – vorausgesetzt, die Belange 

des Brandschutzes sind nicht beeinträchtigt. 

Auf Basis von §§ 24 und 25 der Brandenbur-

gischen Bauordnung (BbgBO) [17] müssen 

tragende, aussteifende und raumabschließende 

Bauteile im Dachraum von Gebäuden mittlerer 

Höhe mindestens hochfeuerhemmend sein, 

wenn im Dachraum Aufenthaltsräume liegen. Im 

obersten Geschoss von Dachräumen genügen 

feuerhemmende Bauteile. 

Eine Befreiung von Anforderungen der jeweiligen 

Landesbauordnung an den Feuerwiderstand der 

Bauteile ist in der Regel möglich, wenn ein ganz-

heitliches Brandschutzkonzept für das betreffen-

de Gebäude angefertigt wird (vgl. Ziffer 4). 

Zu beachten ist bei diesem Ansatz, dass ggf. er-

forderliche aussteifende Bauteile der Brandwände 

über denselben Feuerwiderstand wie die Brand-

wand verfügen müssen.

BRANDSCHUTZKONZEPTE I BAUORDNUNGSRECHTLICHE GRUNDLAGEN  
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4.1 _  Bestandteile ganzheitlicher Brand-

schutzkonzepte

Bedingt durch die Komplexität und die großen Di-

mensionen heutiger Bauwerke sind Abweichungen 

von den Anforderungen der Landesbauordnungen 

sowie ergänzender Musterrichtlinien und Ver-

ordnungen üblich. Dabei dürfen die allgemeinen 

Schutzziele des Baurechts jedoch nicht außer Acht 

gelassen werden. Dazu gehören: 

•  die Vorbeugung der Entstehung eines Brandes 

und der Ausbreitung von Feuer und Rauch 

•  die Gewährleistung der Flucht und Rettung von 

Personen 

•  die Ermöglichung wirksamer Löscharbeiten

•  die Standsicherheit auch im Brandfall

Um diese Schutzziele zu erreichen, müssen die ge-

wählten brandschutztechnischen Maßnahmen in 

sich schlüssig und nachvollziehbar dargestellt wer-

den. Dies geschieht durch ein individuell erstelltes 

ganzheitliches Brandschutzkonzept, das grundsätz-

lich in vier Punkte gegliedert wird:

•  baulicher Brandschutz

•  anlagentechnischer Brandschutz

•  abwehrender Brandschutz 

•  organisatorischer Brandschutz

Dabei sollen unter Berücksichtigung 

•  der Nutzung,

•  des Brandrisikos und

•  des zu erwartenden Schadenausmaßes

die Einzelkomponenten und ihre Verknüpfung im 

Hinblick auf die Schutzziele beschrieben werden. 

Es wird empfohlen, den inhaltlichen Aufbau von 

Brandschutzkonzepten entsprechend der Richtlinie 

01/01:2000-05 Vereinigung zur Förderung des 

Deutschen Brandschutzes e.V. (VFDB) zu gliedern.

4_ Ganzheitliche Brandschutzkonzepte

Abb. 5: 

Bestandteile eines ganzheit-

lichen Brandschutzkonzeptes

Abwehrender 
Brandschutz

Baulicher
Brandschutz

Organisatorischer
Brandschutz

Anlagentechnischer 
Brandschutz

Gesamtkonzept
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4.2 _  Zusammenwirken baulicher und an-

lagentechnischer Maßnahmen

Die Landesbauordnungen basieren fast ausschließ-

lich auf dem baulichen Brandschutz. Sie stellen ein 

Standardbrandschutzkonzept dar. Das Anforde-

rungsniveau orientiert sich am maximal zulässigen 

Risiko der jeweiligen Gebäudeklasse. Stillschwei-

gend wird das Vorhandensein einer Feuerwehr vo-

rausgesetzt,  

da ansonsten der zweite Rettungsweg, der bei 

Wohngebäuden bis zur Hochhausgrenze über Ret-

tungsgerät der Feuerwehr hergestellt werden darf, 

nicht gewährleistet wäre.

Im Rahmen der Landesbauordnungen besteht zur-

zeit formal nicht die Möglichkeit des Austauschs von 

baulichen und anlagentechnischen Maßnahmen. Bei 

einer schutzzielorientierten Betrachtung erscheint 

es jedoch analog zu den Sonderbauverordnungen 

sinnvoll, das Zusammenwirken und die Kompensa-

tion von baulichen und anlagentechnischen Brand-

schutzmaßnahmen zuzulassen [19]. 

Eine Reduzierung der erforderlichen Feuerwiderstands-

dauer der Tragkonstruktion kann beispielsweise mit 

einer geeigneten automatischen Löschanlage kompen-

siert werden. Bei einer Überschreitung der zulässigen 

Rettungsweglänge bieten sich automatische Brand- 

melder in Verbindung mit einer akustischen Alarmie-

rung an. Für die Bewertung entscheidend ist, dass 

mit den Kompensationsmaßnahmen das gleiche Si-

cherheitsniveau erreicht wird und die Schutzziele des 

Brandschutzes erfüllt werden.

4.3 _  Umgang mit Abweichungen vom  

Baurecht

Abweichungen von Anforderungen der Landesbau-

ordnungen müssen im Brandschutzkonzept benannt 

werden. 

Bei jeder Abweichung muss nachgewiesen werden, 

dass keine Bedenken hinsichtlich des Brandschutzes 

bestehen. Insbesondere muss dargestellt werden, wie 

die Schutzziele des Baurechts trotz der Abweichung 

z.B. durch Kompensationsmaßnahmen erfüllt werden. 

Abb. 6: 

Umgang mit Abweichungen im 

bauaufsichtlichen Verfahren
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5_ Brandschutz an mehrgeschossigen Holzbauten 
 und Aufstockungen

5.1 _ Allgemeines

Durch die Anfertigung eines Brandschutzkonzeptes 

im Rahmen der Genehmigungsplanung ist es mög-

lich, die Anforderungen an den baulichen Brand-

schutz durch geeignete Kompensationsmaßnahmen 

zu reduzieren. Das betrifft zum Beispiel die Anforde-

rungen an

•  die Baustoffklasse der verwendeten Dämmstoffe, 

•  den Feuerwiderstand der tragenden, aussteifen-

den und raumabschließenden Bauteile, 

•  die Kapselklasse der brandschutztechnisch wirk-

samen Bekleidung und 

•  die Abschottung von Öffnungen für die Durch-

führung von Installationen in raumabschließenden 

Bauteilen. 

Als Kompensationsmöglichkeiten für diese und ähn-

liche bauliche Brandschutzanforderungen kommen 

streng genommen ausschließlich Maßnahmen in 

Frage, die beim betreffenden Objekt baurechtlich 

nicht explizit gefordert sind. Bei wohnungsähnlichen 

Nutzungen und kleineren Geschäftshäusern, die 

nicht in den Bereich der Sonderbauten fallen, sind 

das in erster Linie anlagentechnische Maßnahmen 

wie Brandmelde- und Alarmierungsanlagen sowie 

Sprinkler. 

Über diese anlagentechnischen Möglichkeiten  

hinaus können jedoch auch bestimmte Maßnahmen 

des baulichen und abwehrenden Brandschutzes, 

die baurechtlich ohnehin gefordert sind, kompen-

satorisch eingesetzt werden. Sie müssen über das 

baurechtlich und feuerwehrtechnisch erforderliche 

Maß hinaus vorgesehen werden, um ein Defizit in 

anderen Bereichen auszugleichen. Das betrifft zum 

Beispiel:

•  das Rettungskonzept (horizontale und vertikale 

Rettungswege),

•  die Größe der Nutzeinheiten,

•  die Bauart der Brandwände sowie der notwendi-

gen Treppen und Treppenräume,

•  die Ausführung der Bauteilanschlüsse,

•  die Anordnung von Feuerwehrflächen,

•  die Löschwasserversorgung und 

•  zusätzliche feuerwehrtechnische Maßnahmen.
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Es soll an dieser Stelle deutlich gemacht werden, 

dass die nachfolgenden Ausführungen nicht  

pauschalisiert werden dürfen. Sie sind lediglich als 

Beispiel zu verstehen. Die Maßnahmen sind stets 

objektspezifisch und im Gesamtzusammenhang zu 

sehen. 

Konstruktionen im mehrgeschossigen Holzbau er-

fordern eine exakte Planung und Ausführung. Diese 

Anforderungen an das ausführende Unternehmen 

finden Berücksichtigung in den Definitionen, die 

gemäß Abschnitt 5 der M-HFHHolzR [1] beschrieben 

sind.

Für die Herstellung von Bauteilen zur Verwendung 

in der Gebäudeklasse 4 ist gemäß der Muster-Richt-

linie Abschnitt 5.2 ein Übereinstimmungsnachweis 

erforderlich. Nach den Vorgaben der MVV TB [14] 

muss ein Übereinstimmungszertifikat durch eine 

anerkannte Zertifizierungsstelle ausgestellt werden. 

Hochfeuerhemmende Bauteile mit brandschutz-

technisch wirksamer Bekleidung benötigen darüber 

hinaus in jedem Fall einen Verwendbarkeitsnachweis 

in Form eines allgemeinen bauaufsichtlichen Prüf-

zeugnisses für Bauarten (abP).

Der Übereinstimmungsnachweis (ÜZ) für beidseitig 

bekleidete oder beplankte Wand-, Decken- und 

Dachelemente – z.B. Tafelelemente für Holzhäuser 

in Tafelbauart – ist nicht ausreichend. Um Schwierig-

keiten in der Umsetzung von Projekten unter Ver-

wendung hochfeuerhemmender Bauteile zu vermei-

den, ist es für die ausführenden Unternehmen wich-

tig, rechtzeitig vor der Herstellung und Errichtung 

dieser Elemente die erforderliche Überwachung 

durchführen zu lassen, dies auch um Verzögerungen 

im Bauablauf zu vermeiden.

Derzeit sind für die Erteilung des erforderlichen 

Übereinstimmungszertifikats zwei Zertifizierungs-

stellen in Deutschland akkreditiert. Es handelt sich 

dabei um die Materialprüfanstalt für das Bauwesen 

in Braunschweig (MPA der Technischen Universität 

Braunschweig) sowie die Prüfstelle Holzbau der MPA 

Bau der Technischen Universität München. Nach 

vorliegenden Informationen haben weitere Prüf- und 

Überwachungsstellen eine derartige Akkreditierung 

beantragt. Nähere Informationen können bei den 

Zertifizierungsstellen oder bei Holzbau Deutschland 

angefragt werden.

Obwohl eine Fremdüberwachung (für alle Bauwei-

sen) grundsätzlich zu begrüßen ist, muss hinterfragt 

werden, ob nicht für Betriebe, die bereits nach Holz- 

tafelbaurichtlinie überwacht werden, zusätzlich für 

die Ausführung von hochfeuerhemmenden Bau-

teilen erforderliche Kenntnisse in die bestehende 

Überwachung integriert werden können. Zumal eine 

Überwachung derzeit nicht notwendig wäre, wenn 

auf eine brandschutztechnisch wirksame Bekleidung 

(z.B. Baden-Württemberg, Hamburg, Berlin, Nord- 

rhein-Westfalen [8,9,10,11]) verzichtet wird. Gleicher- 

maßen ist eine Überwachung derzeit nicht geregelt, 

wenn die Bauteile abweichend von der M-HFHHolzR 

[1] (und dies ist der Regelfall) ausgeführt werden. 

Es ist zu hoffen, dass im Rahmen der anstehenden 

Überarbeitung der M-HFHHolzR [1] ein einheitliches 

System für alle Holzbauweisen entwickelt wird.

5.2 _ Maßnahmen für die Feuerwehr

Zwei der grundlegenden bauaufsichtlichen Schutz-

ziele betreffen direkt den Einsatz der Feuerwehr:

•  die Gewährleistung der Rettung von Menschen 

und Tieren 

•  die Durchführung von wirkungsvollen Brandbe-

kämpfungsmaßnahmen

Das bedeutet, dass entsprechende Maßnahmen 

und Einrichtungen für die Feuerwehr wie Feuer-

wehraufstell- und Bewegungsflächen sowie eine 

ausreichende Löschwasserversorgung bauaufsichtlich 

gefordert werden und in ihrer Grundform nicht kom-

pensatorisch eingesetzt werden können. 
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Folgende Maßnahmen gehen über die Mindestan-

forderungen hinaus und bieten optimale Voraus-

setzungen für eine Rettung von Personen und die 

Brandbekämpfung:

•  Feuerwehrbewegungsflächen in direkter Nähe des 

Gebäudezugangs (maximal 15 m, d. h. innerhalb 

einer Schlauchlänge vom notwendigen Treppen-

raum entfernt)

•  Feuerwehraufstellflächen für Hubrettungsfahr-

zeuge an der dem Treppenraum entgegengesetz-

ten Gebäudeseite, um eine vom Treppenraum 

unabhängige rückwärtige Rettungsmöglichkeit zu 

schaffen. Jede Wohneinheit muss an dieser Ge-

bäudeseite anleiterbare Fenster aufweisen (Abmes-

sungen können je nach LBO unterschiedlich sein, 

0,90 m x 1,20 m gemäß §37 Abs. (5) MBO [2])

•  Trockene Steigleitungen bei größeren Objekten, 

insbesondere bei innenliegenden Treppenräumen

•  Löschwasserversorgung mindestens 1.600 l/min; 

der erste Hydrant sollte sich nicht weiter als 100 m 

vom Objekt entfernt befinden

•  halbstationäre Löschanlagen, die durch die Feu-

erwehr in Betrieb genommen werden (z.B. bei 

brennbaren Fassaden)

Die optimale Kombination und Quantität der bau-

lichen, anlagentechnischen, abwehrenden und or-

ganisatorischen Maßnahmen muss der Brandschutz-

sachverständige in Abhängigkeit von den speziellen 

Randbedingungen des Gebäudes im Einzelfall fest-

legen und mit der zuständigen Bauaufsichtsbehörde 

sowie der Brandschutzdienststelle der Feuerwehr 

diskutieren. Eine der wesentlichen Aufgaben des 

Brandschutzingenieurs besteht darin, die Behörden 

von der Plausibilität und Wirksamkeit des Gesamt-

konzeptes zu überzeugen. 

5.3 _  Kompensation mittels anlagentech-

nischer Maßnahmen

Kosteneinsparpotenzial im mehrgeschossigen Holz-

bau bietet die Reduzierung der Kapselklasse von 

K260 auf K230 bzw. der Verzicht auf die Kapselung. 

Um eine solche Verringerung sinnvoll kompensieren 

zu können, muss das Schutzziel verstanden sein. 

Die Anforderung K260 resultiert nicht aus dem 

Schutzziel, die Flucht der Bewohner sicherzustellen. 

Denn in der Regel haben die Bewohner spätestens 

innerhalb der ersten zehn Minuten nach der Brand-

entdeckung das Gebäude verlassen. Auch die Ret-

tung der gegebenenfalls im Haus verbliebenen Per-

sonen durch die Einsatzkräfte der Feuerwehr findet 

gewöhnlich innerhalb der ersten 20 Minuten nach 

der Brandentdeckung statt. 

Vielmehr bestanden seitens der Feuerwehren Be- 

denken, ob in mehrgeschossigen Holzbauten das 

Schutzziel der Ermöglichung einer wirksamen Brand- 

bekämpfung erfüllt werden kann. Die Befürchtungen 

bestanden darin, dass mögliche Brände im Innern 

der Holzbauteile sowie eine unkontrollierte Brand-

ausbreitung über Hohlräume einen Löscherfolg 

erschweren könnten. Zudem wurde befürchtet, die 

Einsatzkräfte könnten nach dem Löschangriff noch 

durch ein möglicherweise eintretendes verzögertes 

Tragwerksversagen infolge eines versteckten Weiter-

brandes hinter der Bekleidung gefährdet werden.

Um diese Gefährdungen auszuschließen, wurde 

vereinbart, Holzbauteile in der Gebäudeklasse 4 so 

auszubilden, dass sie während der ersten 60 Minu-

ten nach Brandbeginn einem nichtbrennbaren Mas-

sivbauteil gleichgesetzt werden können. Dies setzt 

voraus, dass sich die brennbaren Holztragglieder 

während dieser Zeitspanne nicht entzünden dürfen. 

Die Anforderung K260 resultiert also in erster Linie 

aus der Gewährleistung einer wirkungsvollen Brand-

bekämpfung durch die Feuerwehr. Wenn nun mit-
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tels geeigneter Anlagentechnik sichergestellt wird, 

dass der Brand rasch entdeckt und die Feuerwehr 

früh alarmiert wird, erscheint es vertretbar, die Kap-

selungsanforderung der Holzbauteile entsprechend 

zu verringern. 

5.3.1 _ Brandmeldesysteme

Geeignet ist in diesem Zusammenhang eine auto-

matische Brandmeldung. Die vollwertige Brandmel-

deanlage nach DIN VDE 0833 Teil 2 [20] und DIN 

14675 [21] sollte jedoch Sonderbauten wie Ver-

sammlungsstätten, Hochhäusern, Krankenhäusern, 

Pflegeheimen oder Verkaufsstätten vorbehalten 

bleiben. Denn Anlagen, die nach diesen Normen 

errichtet werden, ziehen eine ganze Reihe von erfor-

derlichen technischen Einrichtungen nach sich:

•  Übertragungseinrichtung (Anlage, die zur Aufnah-

me und Übertragung von Brandmeldungen zur 

Feuerwehr dient und von Personen zum unmittel-

baren Hilferuf genutzt werden kann)

•  Ersatzstromquelle und Verlegung der Kabel in 

Funktionserhaltsklasse E 30

•  Brandmelderzentrale (BMZ) mit Anzeigetableau, 

Feuerwehrlaufkarten, Übersichtspläne für die Feu-

erwehr

•  Feuerwehrschlüsseldepot (FSD), sofern keine stän-

dig besetzte Stelle vorhanden ist

•   gelbe Rundumkennleuchte (Dreh- oder Blitzleuchte) 

im Eingangsbereich zur Kennzeichnung der BMZ

Es ist nachvollziehbar, dass dieser erhebliche tech-

nische Aufwand relativ hohe Investitionskosten 

nach sich zieht. Hinzu kommen Kosten für regelmä-

ßige Wartung sowie Gebühren für die Aufschaltung 

zur Feuerwehr. Diese Anlagen sind unter wirtschaft-

lichen Gesichtspunkten daher nur bei großen Son-

derbauten sinnvoll. 

Für mehrgeschossige Holzbauten und Aufsto-

ckungen mit wohnungsähnlichen Nutzungen ist 

eine reduzierte Anlage, die als Brandwarnanlage 

(BWA) gemäß DIN VDE 0826-2:2018-07 [22] kon-

zipiert wird, sinnvoller. Die Wohnungen erhalten 

analog der DIN VDE 0833-2 [20] und der DIN 14675 

[21] eine vollflächige Überwachung durch automa-

tische Brandmelder. 

Auf Handmelder kann verzichtet werden. Ggf. 

ist ein Hausalarmtaster (Farbe: Blau) neben dem 

Haupteingang sinnvoll. Durch die Vernetzung über 

eine Brandmeldezentrale ist eine abgestufte Alar-

mierung der Bewohner möglich. Eine automatische 

Übertragung zur Feuerwehr erfolgt jedoch nicht. 

Daher sind die oben genannten technischen Einrich-

BRANDSCHUTZKONZEPTE I BRANDSCHUTZ AN MEHRGESCHOSSIGEN HOLZBAUTEN UND AUFSTOCKUNGEN  

holzbau handbuch I REIHE 3 I TEIL 5 I FOLGE 1

Abb. 7:  

Rauchwarnmelder nach  

DIN VDE 0826 [22]
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tungen (mit Ausnahme der BMZ) nicht erforderlich. 

Damit entfällt der hohe finanzielle Aufwand, der 

durch die Aufschaltung zur Feuerwehr entsteht.

Das Schutzziel der frühzeitigen Entdeckung eines 

Brandes wird durch die Brandalarmierungsanlage 

nahezu gleichwertig erreicht. Der Fall, in dem alle 

Bewohner eines mehrgeschossigen Wohngebäudes 

außer Haus sind, kann als sehr unwahrscheinlich ein-

gestuft werden. Da außerdem heutzutage die Mehr-

zahl der Haushalte über Mobiltelefone verfügt, kann 

auch ohne eine Brandmeldeanlage mit Aufschaltung 

zur Feuerwehr im Regelfall von einer schnellen Alar-

mierung der Einsatzkräfte ausgegangen werden. 

Innerhalb einer halben Stunde nach Brandbeginn 

kann auf Grund der frühzeitigen Brandmeldung und 

Alarmierung überall in Deutschland mit dem Eintref-

fen der Feuerwehr gerechnet werden. Da die Wege 

in mehrgeschossigen Wohngebäuden im Gegensatz 

zu großflächigen oder hohen Sonderbauten (z. B. 

Hochhäuser) relativ kurz sind, geht die Entwicklung 

des Löschangriffs schnell vonstatten, so dass inner-

halb dieser Zeitspanne auch von einem Löschangriff 

im Brandraum ausgegangen werden kann. 

Sind automatische Rauchmelder vorhanden, kann 

nach Expertenaussagen und experimentellen Studi-

en eine Alarmierungszeit von ca. 2-3 Minuten nach 

Brandausbruch vorausgesetzt werden. Ohne Rauch-

melderüberwachung kann dagegen beispielsweise 

ein Schwelbrand unter Umständen eine Zeit lang 

unentdeckt bleiben. Eine Alarmierungszeit kann 

daher nicht vorhergesagt werden. 

Zur Vermeidung von Fehlalarmen sollte folgende 

vereinfachte Matrix Anwendung finden:

•  Bei Ansprechen des 1. Rauchmelders: Auslösen 

der akustischen Alarmierungsanlagen (Hupen) 

zunächst in der betroffenen Nutzeinheit. Bei Aus-

lösen eines 2. Rauchmelders Auslösen der Alar-

mierungsanlagen (Hupen) im gesamten Gebäude.

•  Bei Ansprechen des 1. Rauchmelders: Abschal-

tung des Lüftungsgeräts in der betroffenen 

Nutzeinheit. Bei Auslösen eines 2. Rauchmelders 

Abschaltung der Lüftungsgeräte in allen Nutzein-

heiten.

Weiterhin müssen Möglichkeiten vorgesehen wer-

den, dass die Brandwarnanlage rückgesetzt werden 

kann. Da dies keine originäre Aufgabe der Feuer-

wehr ist, muss dies entweder durch eingewiesene 

Bewohner oder durch einen Hausmeisterservice 

erfolgen. Der Hausmeister kann z.B. mittels einer 

SMS auf ein Mobiltelefon von einer Auslösung der 

Anlage informiert werden. Wenn das Brandschutz-

konzept eine bewohnerunabhängige Alarmierung 

der Feuerwehr vorsieht, besteht die Möglichkeit, die 

Rauchmelder mit einem einfachen Schnittstellen-

modul zu verbinden und auf ein Telefonwählgerät 

aufzuschalten. Die Brandmeldung wird über das 

Telefonwählgerät automatisch an einen Wachdienst 

weitergegeben, der das Objekt umgehend inspiziert 

und gegebenenfalls die Feuerwehr alarmiert.

Welche Maßnahmen und Lösungen umzusetzen 

sind, muss objektspezifisch durch einen Brand-

schutzingenieur im Brandschutzkonzept definiert 

werden.
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5.3.2 _ Löschanlagen

Automatische Löschanlagen wie Sprinkler- oder 

Wassernebellöschanlagen sind geeignet, eine Redu-

zierung sowohl des Feuerwiderstandes als auch der 

Kapselungsintensität der Holzbauteile zu kompen-

sieren. Sichtbare Holzbauteile ohne jegliche Beklei-

dung oder Beschichtung können in Abhängigkeit 

der übrigen Randbedingungen als genehmigungs-

fähig eingestuft werden, wenn eine automatische 

Löschanlage vorhanden ist. 

Auch der Verzicht auf die brandschutztechnische 

Abschottung von Öffnungen für Durchführungen in 

raumabschließenden Bauteilen ist in Abhängigkeit 

der Brandabschnittsgröße genehmigungsfähig, da 

mit der Löschanlage das Schutzziel der Begrenzung 

der Brandausbreitung ebenso erreicht wird. 

Im Bereich des üblichen Wohnungsbaus ist diese 

anlagentechnische Maßnahme jedoch meist nicht 

finanzierbar, zumal neben den Anschaffungskosten 

auch Unterhaltungskosten berücksichtigt werden 

müssen. Bei größeren Sonderbauten, z.B. Schulen 

oder Pflegeheime, kann die Anordnung einer au-

tomatischen Löschanlage dagegen auf Grund der 

dort herrschenden höheren Anforderungen an den 

baulichen Brandschutz lohnenswert sein. 

Bei den meisten Sonderbauten besteht für die  

Tragkonstruktion die Anforderung „feuerbeständig“. 

Dies beinhaltet die Ausführung in den wesentlichen 

Teilen (Tragwerk) aus nichtbrennbaren Baustoffen, 

was den Holzbau baurechtlich gesehen zunächst 

ausschließt. 

Unter der Voraussetzung, dass eine flächendeckende 

automatische Löschanlage installiert wird, ist es 

je  nach Objektgröße und den sonstigen Randbe-

dingungen aber durchaus vorstellbar, sowohl die 

Anforderung an den Feuerwiderstand der Bauteile 

als auch die Baustoffklasse zu reduzieren. So kann 

zum Beispiel die Tragkonstruktion in R 60-BA statt 

R 90-AB oder der Raumabschluss in EI 60-BA statt 

EI 90-AB ausgeführt werden. Ebenso erscheint es 

vertretbar, die Anforderung an die Kapselklasse von 

K260 auf K230 zu verringern oder gänzlich auf diese 

zu verzichten. 

Bezüglich des Sachschutzes muss gerade im Bereich 

der Holzbauweise neben dem primären Schadens-

ereignis Brand auch der potenzielle Schaden durch 

Löschwasser betrachtet werden. Daher ist es in 

Holzbauten sinnvoll, anstelle einer gewöhnlichen 

Sprinkleranlage einer Wassernebellöschanlage den 

Vorzug zu geben.

Die Feinsprüh- bzw. auch Wassernebellöschanlage 

kombiniert die Vorteile einer Sprinkleranlage mit 

der Löschwirkung von Wassernebel. Grundsätzlich 

weist sie vom Aufbau her die gleichen Merkmale 

wie eine klassische Sprinkleranlage auf. Ausgestattet 

mit Glasfass-Auslöseelementen produzieren sie aber 

mithilfe von Sprinklerdüsen und Druck im Brandfall 

einen feinen Wassernebel. 

Es wird zwischen drei verschiedenen Anlagen unter-

schieden:

•  Niederdruckanlagen mit einem Betriebsdruck  

bis zu 12,5 bar

•    Mitteldruckanlagen mit 12 bis 34,5 bar 

 sowie 

• Hochdruckanlagen mit mehr als 35 bar.

Der Löscherfolg beruht auf der hohen Anzahl kleiner 

Tropfen, wodurch sich die zur Kühlung verfügbare 

Reaktionsoberfläche des eingesetzten Wassers stark 

vergrößert. Die kleinen Wassertropfen verdampfen 

am Brandherd. Durch die Verdampfung wird das 

Volumen des Wassers um ein Vielfaches vergrößert. 

Dadurch wird der Sauerstoff lokal am Brandherd 

verdrängt. Infolgedessen entsteht am Brandherd ein 

lokaler Stickeffekt, ähnlich wie bei inerten Löschga-

sen, bei denen jedoch der Luftsauerstoffgehalt im 
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Gegensatz zur Wassernebellöschanlage im gesamten 

Raum herabgesenkt werden muss. 

Dies ist jedoch nur gegeben, wenn die Tropfen die 

Reaktionszone erreichen. Wichtige Einflussfaktoren 

sind dabei die Ventilationsbedingungen, da kleine 

Tropfen leichter abgelenkt werden können als grö-

ßere Tropfen. Die Wirksamkeit der Anlage ist zudem 

stark abhängig von der kinetischen Energie des Dü-

senkopfes, der Ausrichtung auf das Feuer und der 

Raumgeometrie.

Sowohl die Niederdruck- als auch die Hochdruckanla-

ge eignen sich aufgrund ihres geringen Löschwasser- 

bedarfs sehr gut für den Einsatz im Holzbau: Eine 

Niederdruckanlage braucht bis zu 85 Prozent weni-

ger Wasser als eine konventionelle Sprinkleranlage, 

die Hochdruckanlage benötigt bis zu 95 Prozent 

weniger Löschwasser. Trotz größerer Löschwasser-

mengen haben Niederdruckanlagen den Vorteil, dass 

ihre Rohrleitungen sowohl aus verzinkten Rohren als 

auch aus Kunststoffrohren (im Holzbau allerdings 

nicht geeignet) bestehen können. 

Der Betriebsdruck ist geringer und es werden keine 

kostenintensiven Hochdruckpumpen benötigt. Diese 

sind bei Hochdrucksystemen zwingend notwendig, 

zudem dürfen nur Edelstahlrohre verwendet werden. 

Eine ausreichende Wasserfilterung ist aufgrund von 

erhöhter Verstopfungsgefahr der Hochdruckdüsen 

zu beachten. Da es noch keine allgemeinen Normen 

existieren, gibt es derzeit nur Systemzulassungen.

Der Response Time Index (RTI-Wert) beschreibt die 

dynamische Ansprechempfindlichkeit eines Sprink-

lers. Grundsätzlich sollten schnell ansprechende 

Auslöseelemente mit einem RTI-Wert ≤ 50 gewählt 

werden. Ggf. sollten im Küchenbereich zusätzlich 

Brandmelder installiert werden (falls nicht ohnehin 

vorhanden), die zur Steuerung und Vermeidung von 

Fehlauslösungen mit herangezogen werden können.

Die Auswahl des geeigneten Systems obliegt dem 

Brandschutzingenieur in Abstimmung mit der 

Architektur und der Fachplanung Sprinkler. Die 

größeren Rohrdurchmesser einer Sprinkleranlage 

benötigen mehr Platz beim Einbau. Sprinkler sind 

auch in einer zurückgesetzten oder einer ver-

deckten Variante erhältlich. Im Brandfall werden 

die Abdeckungen abgeworfen. Bei Hochdruckan-

lagen könnte man eventuell auch die Sichtbarkeit 

der Rohre und Düsen in Erwägung ziehen, da sie 

in hochwertigem Edelstahl hergestellt werden. 

Verdeckte oder zurückgesetzte Sprinkler sind im 

Hochdruckbereich bisher nicht erhältlich.

Die Rohrdurchmesser von Feinsprühanlagen liegen 

zwischen den Durchmessern der Sprinkler- und der 

Hochdruckanlage. Dies wirkt sich natürlich auf die 

Größe des Steigschachtes aus. 

Abb. 8:  

Hochdruckwassernebellösch-

anlage
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5.4 _ Rettungskonzept

Das vorrangige Schutzziel im deutschen Baurecht 

ist der Personenschutz. Grundsätzlich fordert der 

Gesetzgeber neben dem ersten baulichen Rettungs-

weg in Form einer notwendigen Treppe in einem 

erforderlichen Treppenraum auch einen zweiten 

Rettungsweg. Er kann bei Wohnungen und woh-

nungsähnlicher Nutzung über anleiterbare Fenster 

in Verbindung mit Rettungsgeräten der Feuerwehr 

gewährleistet werden. 

Die hierfür ab der Gebäudeklasse 4 erforderlichen 

Feuerwehraufstellflächen für Hubrettungsfahrzeuge 

sowie die anleiterbaren Fenster sollten vorzugswei-

se auf der dem notwendigen Treppenraum gegen-

überliegenden Seite angeordnet sein. Auf diese 

Weise wird eine vom ersten Rettungsweg unabhän-

gige Fluchtmöglichkeit geschaffen, die im Falle des 

Ausfalls der Treppe die Rettung gewährleistet. 

Ein zweiter baulicher Rettungsweg, beispielsweise in 

Form einer offenen Außentreppe, ist erforderlich bei

•  deutlicher Überschreitung (> 10 %1) der zuläs-

sigen Rettungsweglängen im Verlauf des ersten 

Rettungsweges, 

• Überschreitung der zulässigen Stichflurlängen, 

•  fehlendem Platz für Feuerwehraufstellflächen. 

Der Sachschutz und die wirksamen Löschmaß-

nahmen sind in der Priorität dem Personenschutz 

nachgeordnet. Eine signifikante Verbesserung der 

Flucht- und Rettungswege ist daher ein starkes 

Element für die Kompensation baurechtlicher Ab-

weichungen. Insbesondere in der Gebäudeklasse 5 

haben sich Treppenräume in Anlehnung an einen 

Sicherheitstreppenraum ggf. in Verbindung mit ver-

kürzten Rettungsweglängen als vorteilhaft heraus-

gestellt. Eine elegante Variante ist, die notwendigen 

Treppenräume in Massivbauweise (Stahlbeton) im 

freien Luftverbund zu errichten und sie vom Haupt-

gebäudekörper abzurücken. 

Ein Ausfall dieses Fluchtwegs ist damit in Analogie zu 

einem Sicherheitstreppenraum als äußerst unwahr-

scheinlich einzustufen. Außerdem schätzt die Feuer-

wehr solche Treppenräume als sichere Angriffswege 

in die vom Brand betroffene Ebene. Der Löschangriff 

kann aus einem sicheren Bereich heraus auf Ebene 

des Brandes erfolgen, ohne dass eine Drehleiter erfor-

derlich ist.

Wenn die Übergänge und Brüstungen in Stahlbeton-

bauweise hergestellt werden und die Treppe einen 

ausreichenden Abstand vom Hauptgebäude hat (am 

besten 5 m), spricht auch nichts gegen eine Ausfüh-

rung der notwendigen Treppen ohne Feuerwider-

stand (z.B. in Stahlbauweise), da eine nennenswerte 

thermische Beanspruchung der Treppen aufgrund  

des ausreichenden Abstands von einem möglichen 

Brandszenario ausgeschlossen werden kann.

Bei innenliegenden Treppenräumen kann das gleiche 

Prinzip angewendet werden, indem der Treppenraum 

eine Spüllüftungsanlage in Verbindung mit feuerhem-

menden, rauchdichten und selbstschließenden Türen 

oder ggf. eine Rauchschutzdruckanlage erhält.

Brüstung und Übergänge in Stahlbeton

Abb. 9: 

Außenliegende Treppe am  

Beispiel C13, Berlin 
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1) Die Angabe basiert auf Erfah-

rungswerten. Grundsätzlich  

muss sie in jedem bauaufsicht-

lichen Verfahren neu definiert 

werden. Dabei ist eine restrik-

tivere Auslegung möglich.
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Holzstander

15 mm Gipsfaserplatte

Stahlblech 0,38 mm

Steinwolle

15 mm + 12,5 mm Gipsfaserplatte

Abb. 10: 

Möglicher Aufbau einer  

Brandwandersatzwand in 

Holzbauweise 

5.5 _ Brandwände und Treppenräume

Gemäß § 30 Abs. 3 MBO 2002 [2] ist es in der Ge-

bäudeklasse 4 möglich, Brandwände und Wände 

der notwendigen Treppenräume in Holzbauweise 

herzustellen. Diese als Brandwandersatzwand be-

zeichneten Wände müssen auch bei zusätzlicher 

mechanischer Beanspruchung (Stoßbeanspruchung) 

hochfeuerhemmend (REI-M 60) sein. 

Ein möglicher Wandaufbau wird in Abbildung 10 

dargestellt. Die Stoßbeanspruchung bei der Brand-

prüfung nach DIN EN 1365-1 [23] in Verbindung 

mit DIN EN 1363-1 [13] und DIN EN 1363-2 wird 

in diesem Falle beim Stoß ins Feld zwischen zwei 

Ständern von einer Stahlblechtafel aufgenommen 

und an die benachbarten Ständer weitergegeben. 

Alternativ sind auch Wandaufbauten denkbar, bei 

denen als lastweiterleitendes Element eine Holzwerk-

stoffplatte auf den Holzständern montiert wird, die 

durch eine zweilagige Bekleidung geschützt wird. 

Für alle Wandaufbauten muss ein bauaufsichtlicher 

Verwendbarkeitsnachweis vorhanden sein.

Bei einer Reduzierung der Kapselklasse von beispiels-

weise K260 auf K230 müssen die Brandwandersatz-

wände und die Wände der notwendigen Treppen-

räume als besonders sicherheitsrelevante Bauteile 

davon ausgenommen werden. 

Die Herstellung der Brandwandersatzwände sowie 

der notwendigen Treppen und Treppenraumwände 

in Massivbauart (REI-M 60-A) kann als zusätzliche 

Kompensationsmaßnahme für eine Reduzierung der 

Kapselklasse angesehen werden. 
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a)  Im Anschlussbereich sind die Brandschutzbeklei-

dungen der Bauteile mit Fugenversatz, Stufenfalz 

oder Nut- und Feder-Verbindungen so auszubilden, 

dass keine durchgängigen Fugen entstehen.

b)  Die Anschlüsse sind so auszuführen, dass die 

Brandschutzbekleidung bei Verformungen, die 

durch Brandeinwirkung entstehen, nicht aufreißt. 

Dazu sind die Bauteile im Anschlussbereich in Ab-

ständen von höchstens 500 mm mit Schrauben zu 

verbinden, die einen Schaftdurchmesser von min-

destens 12 mm haben und eine Einschraubtiefe 

von mindestens 70 mm aufweisen müssen. Alter-

nativ können Schrauben oder Gewindestangen mit 

einem Mindestdurchmesser von 8 mm eingesetzt 

werden, wenn der Abstand der Verbindungsmittel 

nicht mehr als 500 mm beträgt und die erforder-

liche Verbindungskraft von mindestens 0,85 kN/lfm 

– unter Normaltemperatur – nachgewiesen ist.

c)  Fugen sind mit nichtbrennbaren Baustoffen zu ver-

schließen (z. B. Verspachtelung oder Deckleisten).

d)  In den vertikalen Fugen zwischen den Wand- und 

Deckenbauteilen muss ein mindestens 20 mm 

dicker Streifen aus nichtbrennbaren Mineralwol-

ledämmstoffen (Rohdichte ≥ 30 kg/m³, Schmelz-

punkt > 1000 °C) komprimiert eingebaut werden. 

Durch die Ausbildung der Anschlüsse gemäß  

M-HFHHolzR [1] wird gewährleistet, dass während 

der Zeitdauer der Kapselung im Bereich der Anschlüs-

se kein Brandeintrag stattfindet. Die Übertragung von 

Rauch- und Brandgasen in benachbarte oder darüber 

liegende Nutzeinheiten wird wirkungsvoll behindert. 

Weitere Detailausbildungen sind im Rahmen der 

Forschungsinitiative Bau von der TU München ent-

wickelt worden. Die Veröffentlichung [44] ist unter 

irb.fraunhofer.de frei herunterladbar. Die Akzeptanz 

muss aber im Vorfeld mit der jeweiligen unteren 

Bauaufsicht abgestimmt werden.

5.6 _ Ausführung der Bauteilanschlüsse

Bei Verringerung der Kapselklasse von K260 auf K245 

oder K230 ist es empfehlenswert, im Rahmen des 

Brandschutzkonzeptes besonders auf die Ausfüh-

rung der Bauteilanschlüsse einzugehen. 

Es ist nachzuweisen, dass ein vorzeitiger Brandein-

trag in die Konstruktion im Bereich der Anschlüsse 

auf Grund der getroffenen konstruktiven Maßnah-

men ausgeschlossen werden kann. 

Zur Ausbildung der Bauteilanschlüsse ist nach Mu-

ster-Holzbaurichtlinie (M-HFHHolzR) [1] Folgendes zu 

beachten (Abbildung 11):

Abb. 11: Möglicher Aufbau 

einer Eckausbildung Wand/

Decke

a)

b)

c)
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5.7 _ Abschottungssysteme

In der Regel müssen Installationskanäle, Rohre, Lei- 

tungen oder Kabelbündel Wände und Decken mit 

Anforderungen an den Feuerwiderstand queren. Für 

die Sicherstellung der Verhinderung einer Brand- 

ausbreitung über die vom Brand betroffene Nut-

zungseinheit hinaus durch Installationsöffnungen in 

raumabschließenden Bauteilen existieren grundsätz-

lich zwei Möglichkeiten:

1. Schächte/Kanäle in der Brandschutzqualität der 

tragenden/raumabschließenden Bauteile ohne 

Abschottung in Bauteilebene. Anordnung von Ka-

bel- und Rohrabschottungen beim Austritt aus dem 

Schacht/Kanal in die Nutzungseinheit. 

2. Schächte/Kanäle (sowie offene Verlegung) mit 

Abschottung in Bauteilebene in der Brandschutzqua-

lität des raumabschließenden Bauteils. Beim Austritt 

der Kabel und Rohre aus einem Schacht/Kanal in die 

Nutzungseinheit müssen keine Abschottungen ange-

ordnet werden.

Grundsätzlich wird bei der Durchführung von Instal-

lationen durch Decken empfohlen, eine Abschottung 

in Deckenebene vorzunehmen. Bei gewerblichen 

Objekten kann allerdings eine Schacht- bzw. Kanal-

lösung ggf. langfristig wirtschaftlicher sein, da hier 

einerseits eine hohe Installationsdichte vorliegt und 

andererseits die Wahrscheinlichkeit regelmäßiger 

Nachinstallationen vergleichsweise hoch ist.

Abschottungen in Bauteilebene eines raumabschlie-

ßenden Bauteils müssen entsprechend ihres Ver-

wendbarkeitsnachweises in der Qualität des zu que-

renden Bauteils ausgeführt werden. Eine Möglich-

keit, den bauaufsichtlich geforderten Raumabschluss 

sicherzustellen, ist die Durchführung einzelner 

Leitungen nach der Musterleitungsanlagenrichtlinie 

(MLAR) [24]. Die Erleichterungen der Musterleitungs-

anlagenrichtlinie (MLAR) [24] zur Durchführung von 

einzelnen Leitungen ohne/bzw. mit Dämmung in ei-

genen oder in gemeinsamen Durchbrüchen für meh-

rere Leitungen dürfen auch auf raumabschließende 

Wände und Decken in Holzbauweise angewendet 

werden und betreffen die folgenden Leitungstypen:

a) einzelne elektrische Leitungen (ohne Durchmes-

serbeschränkung!),

b) einzelne Rohrleitungen mit einem Außendurch-

messer D bis 160 mm aus nichtbrennbaren Bau-

stoffen, ausgenommen Aluminium und Glas, auch 

mit Beschichtungen aus brennbaren Baustoffen bis 

zu 2 mm Dicke,

c) Rohrleitungen für nichtbrennbare Medien und In-

stallationsrohre für elektrische Leitungen mit einem 

Außendurchmesser D bis 32 mm aus brennbaren 

Baustoffen, Aluminium oder Glas.

Die genannten Leitungen dürfen unter Beachtung 

nachfolgend genannter Randbedingungen ohne Ab-

schottung durch Wände/Decken mit Anforderungen 

an den Feuerwiderstand geführt werden:

Der lichte Abstand der Leitungen untereinander 

muss bei Leitungen nach den Buchstaben a) und b) 

mindestens dem 1-fachen des größeren Leitungs-

durchmessers (1 x D) und bei Leitungen nach dem 

Buchstaben c) mindestens dem 5-fachen des größe-

ren Leitungsdurchmessers (5 x D) entsprechen. 

Der lichte Abstand zwischen einer Leitung nach dem 

Buchstaben a) oder b) und einer Leitung nach dem 

Buchstaben c) muss dem größten Maß aus 1 x D 

oder 5 x D entsprechen.

•  Bei feuerbeständigen Wänden oder Decken mit 

einer Dicke von größer/gleich 80 mm sowie hoch-

feuerhemmenden Wänden oder Decken mit einer 

Dicke von größer/gleich 70 mm und feuerhem-

menden Wänden oder Decken mit einer Dicke 

größer/gleich 60 mm.
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Der Raum zwischen den Leitungen und den um-

gebenden Bauteilen muss mit Zementmörtel oder 

Beton in der vorgenannten Mindestbauteildicke 

vollständig ausgefüllt werden.

Die Abstandsregeln der MLAR [24] sind zu beach-

ten. Im Regelfall ist die Anwendung der Erleichte-

rungen daher nur für untergeordnete Installationen 

sinnvoll, da aufgrund der Abstandsmaße ein erheb-

licher Platzbedarf entsteht. Es wird daher empfoh-

len, analog den tradierten Bauweisen mit modernen 

Abschottungssystemen nach dem Baukastensystem 

der jeweiligen Hersteller zu planen. Problematisch ist 

hierbei aber das Fehlen von bauaufsichtlichen Ver-

wendbarkeitsnachweisen für die Durchführung von 

Installationen durch raumabschließende Holzbau-

teile. Im Regelfall sind die Klassifizierungsprüfungen 

ausschließlich in leichten Trennwänden und in Mas-

sivbauteilen durchgeführt worden. Zum Nachweis 

der bauaufsichtlichen Verwendbarkeit müssen daher 

andere Lösungen in Abhängigkeit der geforderten 

Feuerwiderstandsdauer der raumabschließenden 

Bauteile verfolgt werden.

5.7.1 _ Konstruktive Grundsätze

Für einen Großteil der marktgängigen Abschot-

tungssysteme stehen keine Ergebnisse aus Brandver-

suchen in Verbindung mit Holzbauteilen zur Verfü-

gung. Für die Beurteilung müssen daher Prüfungen 

in Kombination mit der Massivbauweise oder der 

(Stahl-)Leichtbauweise herangezogen werden.  

Dies ist vertretbar, da die prinzipielle Wirkungsweise 

eines Abschottungssystems unabhängig von der 

umgebenden Bauart (Massivbauweise, Leichtbau-

weise, Holzbauweise etc.) gegeben ist. Bei der Pla-

nung von Kabel- und Rohrdurchführungen müssen 

im Bereich der Abschottung daher konstruktive 

Randbedingungen vorgesehen werden, die eine 

Beurteilung der Feuerwiderstandsdauer auf Basis 

des Verwendbarkeitsnacheises zulassen. Die Beur-

teilung muss durch den Inhaber des Verwendbar-

keitsnachweises und/oder durch einen erfahrenen 

Brandschutzsachverständigen mit entsprechender 

Sachkunde und Prüferfahrung erfolgen, da es sich 

nach heutigem Stand in der Regel immer noch um 

eine Abweichung vom Verwendbarkeitsnachweis 

handelt. Der Brandschutzsachverständige muss auch 

die notwendigen Abstimmungen mit der unteren 

Bauaufsichtsbehörde organisieren.

Entgegen der gängigen Praxis ist es daher not-

wendig, die Planung von Durchbrüchen für die 

technische Gebäudeausrüstung, detailliert unter 

Einbeziehung aller Medien auszuführen. Hier bieten 

moderne Brandschutzsysteme mit einer im Brandfall 

stark intumeszierenden Wirkung ein zusätzliches 

Maß an Sicherheit. Verformungen und eventuell 

auftretende Spalten werden durch das aufschäu-

mende Abschottungssystem sicher verschlossen.

Das prinzipielle Vorgehen wird am Beispiel einer 

Holzdecke diskutiert: Bei einer Holzbalkendecke ist 

ein Rahmen (Breite ≥ 100 mm) auszuführen. In einer 

Massivholzdecke kann der Durchbruch direkt herge-

stellt werden. Für den Durchbruch ist in Anlehnung 

an die M-HFHHolzR [1] eine Laibungsbekleidung in 

Abb. 12: 

Prinzip Darstellung umlaufende 

Bekleidung und Rahmen 
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Abb. 13: 

Brettsperrholzwand mit div. 

Schottsystemen vor und nach 

Versuch

Qualität der Brandschutzbekleidung (K260 gemäß 

DIN EN 13501-2 [5]) auszuführen. Die Laibungsbe-

kleidung muss dabei über die gesamte Dicke des 

Bauteils erfolgen. Sofern die Holzdecke im Rahmen 

des Brandschutzkonzepts als unbekleidetes Bauteil 

ausgeführt werden darf, muss um den Einflussbe-

reich der Abschottung (umlaufend ≥ 100mm Breite) 

die Brandschutzbekleidung ausgeführt werden.

Der Durchbruch kann jetzt nach den konstruktiven 

Grundsätzen des entsprechenden Verwendbarkeits-

nachweises beurteilt werden. Die konstruktive Durch- 

bildung ist mit einer geprüften Situation in einer 

leichten Trennwand vergleichbar. Durch die Brand-

schutzbekleidung wird ein „Hinterbrennen“ des Ab-

schottungssystems verhindert.

Für rechteckige Durchbrüche ist dies eine konstruktiv 

umsetzbare Lösung. Es bleibt jedoch zu beachten, 

dass hier ein größerer Platzbedarf und Installations-

aufwand zu berücksichtigen ist. Im Bereich von Bohr-

öffnungen ist diese Lösung schwer umsetzbar und 

im Bereich von sichtbaren Holzbauteilen häufig nicht 

erwünscht.

Mittlerweile wurden Prüfungen an Abschottungssy-

stemen in EI90 Holzbauteilen durchgeführt. Hierbei 

handelt es sich um Prüfungen nach DIN EN 1366-3 

[25] in Wänden und Decken in Holzmassiv- und Holz- 

rahmenbauweise. Die Prüfungen wurden mit und 

ohne die sonst üblichen Umfassungsbauteile aus 

nichtbrennbaren Bauplatten durchgeführt. Mit den 

jetzt zur Verfügung stehenden Testergebnissen für 

moderne Abschottungssysteme lassen sich erstmalig 

auch gehobene Ansprüche an die technische Infra-

struktur von modernen Gebäuden gut realisieren.

Es bedarf hier gleichermaßen einer genauen Pla-

nung unter Berücksichtigung der zu beachtenden 

konstruktiven Grundsätze bei Abschottungen im 

Holzbau. Durchgeführte Versuche bis zu einer feuer-

beständigen Ausführung (EI90) haben dies deutlich 

aufgezeigt. Es kommt hier nicht nur dem Abbrand-

verhalten, sondern auch der Rissbildung von Holz-

bauteilen im Brandfall eine besondere Bedeutung 

zu. Die Versuche haben gezeigt, dass im Bereich 

von brennbaren Rohren der Haustechnik zusätzliche 

Maßnahmen zum Erreichen von R 90 notwendig 

sind.

Seitens eines Herstellers wurde bereits eine erste 

Zulassung für REI 90 Holzdecken erwirkt. Für die 

weiteren hier diskutierten Schottsysteme laufen 

derzeit beim Deutschen Institut für Bautechnik (DIBt) 

auf Basis der erfolgreich durchgeführten Klassifi-

zierungsversuche die Anträge auf Erteilungen von 

bauaufsichtlichen Verwendbarkeitsnachweisen. 

Sobald diese vorliegen, stehen auch dem Holzbau 

die notwendigen Baukastensysteme für die Herstel-

lung von Abschottungen der diversen Medien zur 

Verfügung. Bis dahin dürfte es aber keine große 

Herausforderung mehr sein, auf Basis der Versuche 

mit Hilfe von Einzelgutachten baurechtskonforme 

Abschottungen herzustellen. Es wird empfohlen, mit 

den einschlägigen Herstellern hierzu frühzeitig eine 

Abstimmung vorzunehmen.



34 BRANDSCHUTZKONZEPTE I BAUTEILPRÜFUNGEN  

holzbau handbuch I REIHE 3 I TEIL 5 I FOLGE 1

6.1 _ Erforderlicher Bauteilprüfaufwand im 

mehrgeschossigen Holzbau der Gebäude-

klasse 4

Für hochfeuerhemmende Holzbauteile ist ein bau-

aufsichtlicher Verwendbarkeitsnachweis erforder-

lich. Der Nachweis wird in der Regel in Form eines 

allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnisses (abP) 

geführt. Dieses beinhaltet die Prüfung der Feuerwi-

derstandsfähigkeit einschließlich der Elementfugen. 

Hinzu kommt die Überprüfung des Kapselkriteriums 

für die brandschutztechnisch wirksame Bekleidung. 

Sie wird in Form einer Deckenprüfung durchgeführt 

(siehe Abb. 14), da diese auf Grund der höheren 

Temperatureinwirkung und der Beanspruchung der 

Verbindungsmittel die maßgebliche Belastung dar-

stellt. Die Prüfung der Kapselwirkung wird konstruk-

tionsneutral durchgeführt. Daher muss die Brand-

schutzbekleidung nur einmal nachgewiesen werden 

und kann dann auf beliebigen Bauteilen eingesetzt 

werden.

6.2 _  Feuerwiderstandsprüfung nach  

DIN EN 1363-1

Die Feuerwiderstandsklasse tragender und/oder 

raumabschließender Bauteile nach DIN EN 1363-1 

[13] wird unter Normbrandbedingungen (Ein-

heitstemperaturzeitkurve ETK) geprüft. 

Hochfeuerhemmende bzw. feuerbeständige Bau-

teile, die raumabschließend sind, müssen während 

der Prüfdauer von 60 Minuten (hochfeuerhemmend) 

bzw. 90 Minuten (feuerbeständig) den Durchgang 

des Feuers verhindern. Dies gilt als erfüllt, wenn ein 

an der feuerabgekehrten Seite angehaltener Wat-

tebausch nicht zur Entzündung gebracht werden 

kann. Die nicht beflammte Seite des Probekörpers 

darf sich im Mittel um maximal 140 K über die An-

fangstemperatur erwärmen und an der heißesten 

Stelle höchstens 180 K betragen. 

Tragende hochfeuerhemmende bzw. feuerbestän-

dige Bauteile dürfen während der Prüfdauer von 60 

bzw. 90 Minuten unter ihrer rechnerisch zulässigen 

Belastung nicht einstürzen. 

Brandwandersatzwände müssen die Prüfkriterien 

bezüglich der Tragfähigkeit und/oder des Raumab-

schlusses auch bei zusätzlicher mechanischer 

Beanspruchung erfüllen. Zur Feststellung der Wider-

standsfähigkeit gegen Stoß wird der Probekörper 

etwa fünf Minuten vor der Beurteilungszeit dreimal 

durch einen 200 kg schweren Bleischrotsack mit 

einer Stoßarbeit von jeweils 3.000 Nm auf der dem 

Feuer abgekehrten Seite beansprucht. 

Auf Grundlage der Ergebnisse wird das Bauteil zum 

Beispiel als REI 60 (tragendes, raumabschließendes 

Bauteil mit einem Feuerwiderstand von 60 Minuten) 

oder als REIM 90 (tragende, raumabschließende 

Brandwandersatzwand) klassifiziert. 

6.3 _  Prüfung der Brandschutzbekleidung 

nach DIN EN 14135

Im Zuge des Übergangs auf die europäische Klassi-

fizierung von Bauteilen und der Einbindung in das 

deutsche bauaufsichtliche Verfahren wurde eine 

Norm zur Bestimmung der Brandschutzwirkung 

von Bekleidungen entwickelt. Diese europäische 

Norm DIN EN 14135 [12] legt ein Prüfverfahren zur 

Bestimmung der Fähigkeit einer Brandschutzbeklei-

dung fest, den darunter liegenden brennbaren Bau-

stoff gegen Entzündung, Verkohlung und andere 

Schäden während einer definierten Normbrandbe-

anspruchung (d.h. ETK) zu schützen. 

Werden die in dieser Norm festgelegten Leistungs-

kriterien (Verhinderung der Entzündung bzw. 

Verkohlung des Holzes) eingehalten, wird die 

Brandschutzbekleidung je nach Dauer ihrer Schutz-

wirkung einer Kapselklasse nach DIN EN 13501-2 [5] 

zugeordnet. 

Zur Prüfung wird die Brandschutzbekleidung auf 

eine gewöhnliche Holzwerkstoffplatte montiert, die 

6_ Bauteilprüfungen
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ihrerseits auf Holzbalken der Abmessungen 45/95 

mm2 befestigt ist. An der Grenzschicht zwischen 

der Brandschutzbekleidung und der Holzwerkstoff-

platte werden Thermoelemente angebracht, die 

die Temperaturerhöhung im Probekörper messen. 

Dabei müssen während der Prüfzeit die in Abbil-

dung 3 aufgeführten Leistungskriterien erfüllt sein. 

Zudem darf keine Entzündung oder Verkohlung auf 

der Holzwerkstoffplatte auftreten. Schmelzen oder 

Schrumpfung wird als Schaden angesehen, Verfär-

bungen dagegen nicht. 

Befindet sich zwischen der Brandschutzbekleidung 

und der Holzwerkstoffplatte ein Hohlraum, dürfen 

die Temperaturen auf der Holzwerkstoffplatte und 

der Rückseite der Bekleidung nicht über die festge-

legten Höchstwerte steigen. 

Die Brandprüfung wird nach Erreichen der ange-

strebten Kapselungsdauer beendet. Der Prüfkörper 

wird schnellstmöglich vom Ofen genommen und 

gegebenenfalls auftretende Feuer im Prüfkörper 

gelöscht. Danach wird die Brandschutzbekleidung 

von der Trägerplatte (Holzwerkstoffplatte) entfernt, 

um diese auf Beschädigungen (Verkohlung oder 

Abbrand) zu untersuchen. 

Die brandschutztechnisch wirksamen Bekleidungen 

bestehen in der Hauptsache aus Gips. In Gips ist kri-

stallines Wasser gebunden, das im Brandfall aktiviert 

wird. Bevor die brandschutztechnisch wirksamen Be-

kleidungen auf Gipsbasis thermisch zerstört werden 

können, muss das gebundene Wasser verdampfen. 

Dieser Prozess dauert eine gewisse Zeit und entfaltet 

somit eine Kühlwirkung. Durch mehrlagige Beplan-

kungen lässt sich dieser Effekt weiter erhöhen.

Brandschutztechnisch ist es sinnvoller, zwei dünne 

Bekleidungen als nur eine dicke Bekleidung zu ver-

wenden. Die Schutzwirkung lässt sich durch Faser-

armierungen in den Platten weiter erhöhen. Diese 

bewirken eine Rissverteilung und verhindern tiefe, 

durchgehende Risse. 

Zur Leistungsfähigkeit einer mehrlagigen Bekleidung 

trägt auch das ähnliche Dehnungsverhalten gleich-

artiger Werkstoffe bei. Denn erfahrungsgemäß 

verhalten sich Bekleidungen aus verschiedenen Ma-

terialien unterschiedlich und neigen so zu stärkerer 

Rissbildung. 

Abb. 14:  

Bestimmung der Brand-

schutzwirkung (Kapselkriteri-

um K) im Deckenofen
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6.4 _  Einbindung der Industrie in das Prüf-

verfahren

Grundsätzlich wird empfohlen, im System zu denken 

und zu planen. Wird es dennoch für erforderlich ge-

halten neue Konstruktionsvarianten zu verwenden 

– das heißt Bauteilen, die sowohl hinsichtlich einer 

Feuerwiderstandsdauer als auch bezüglich der Kap-

selklasse der Bekleidung keinen bauaufsichtlichen 

Verwendbarkeitsnachweis aufweisen –, ist zu be-

achten, dass auf Grund der zusätzlichen Prüfung der 

Brandschutzbekleidung erhöhte Kosten entstehen. 

Um den finanziellen Aufwand für Bauteilprüfungen 

weitestgehend zu begrenzen, besteht die Möglich-

keit der Kontaktaufnahme mit den Gipsplattenher-

stellern und/oder der Dämmstoffindustrie. 

6.5 _  Möglichkeiten des Verzichts auf 

Brandprüfungen

Auf eine Prüfung des Feuerwiderstandes kann ver-

zichtet werden, wenn die verwendeten Konstrukti-

onen bereits einen bauaufsichtlichen Verwendbar-

keitsnachweis besitzen oder klassifizierten Bauteilen 

zumindest ähnlich sind. Im Einzelfall kann durch 

den Anwender in Kooperation mit dem Hersteller 

oder einer fachkundigen Stelle mit ausreichender 

Prüferfahrung (z.B. anerkannte Materialprüfanstalt, 

Sachverständigenbüro) eine nicht wesentliche Ab-

weichung erklärt werden. Dies funktioniert natür-

lich nur, wenn das Verhalten der zu beurteilenden 

Konstruktion brandschutztechnisch nicht schlechter 

sein wird, als das des bereits klassifizierten Bauteils. 

Zu beachten ist, dass entsprechende Gutachten zur 

Absicherung der nicht wesentlichen Abweichung 

immer nur Vorhaben bezogen erklärt werden kön-

nen.

Die Prüfung der brandschutztechnisch wirksamen 

Bekleidung erfolgt grundsätzlich losgelöst vom 

tatsächlich verwendeten Bauteil. Daher kann die 

Prüfung entfallen, wenn eine Bekleidung verwendet 

wird, die bereits auf Grundlage eines Brandversuchs 

der erforderlichen Kapselklasse zugeordnet wurde. 

Informationen über vorliegende bauaufsichtliche 

Verwendbarkeitsnachweise findet man z. B. beim 

Fraunhofer Informationszentrum Raum und Bau IRB 

[26]. 

Auch die neueren wissenschaftlichen Fortschritte auf 

dem Gebiet der Simulationstechnologie ermöglichen 

es künftig, Konstruktionen nicht mehr ausschließlich 

mit Hilfe von Brandversuchen, sondern auch EDV-

gestützt zu untersuchen [27,28]. 

Des Weiteren besteht die Möglichkeit, einen Nach-

weis gemäß Eurocode 5, DIN EN 1995-1-2 [29] zu 

führen.

In Österreich und seit dem Jahreswechsel 2018/2019 

auch in Deutschland steht die Datenbank dataholz.eu  

zur Verfügung. In dieser Datenbank sind klassifizierte 

Bauteile enthalten, für die alle baurechtlich erforder-

lichen Nachweise von Brandschutz bis zum Schall-

schutz geführt sind. 

Die Datenbank ist frei verfügbar. Anwender aus 

Deutschland sollten darauf achten, den Anwen-

dungsbereich ‚Deutschland’ anzuklicken, um die in 

Deutschland baurechtlich verwendbaren Bauteile 

angezeigt zu bekommen. Alle erforderlichen Prüf-

zeugnisse und Nachweise sind hinterlegt und ebenso 

frei verwendbar. 

Die Datenbank enthält zusätzlich Detaillösungen und 

Beispiele.
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Bereits im Rahmen der Vorplanung ist die frühzeitige 

Abstimmung mit der zuständigen Bauaufsichtsbe-

hörde und der örtlichen Brandschutzdienststelle 

ratsam, um Planungssicherheit zu erhalten sowie 

zeit- und kostenintensive Umplanungen zu einem 

späteren Zeitpunkt zu vermeiden. Daher wird ein 

vorbereitendes Gespräch des Planerteams mit den 

Behörden zur Vorstellung des geplanten Gebäudes 

empfohlen. Da in der Vorplanungsphase noch kein 

vollständiges Brandschutzkonzept erstellt werden 

kann, ist es sinnvoll, in enger Abstimmung zwischen 

dem Bauherrn, dem Architekten, dem Brandschutz-

sachverständigen und gegebenenfalls weiteren 

Fachplanern sowie des Holzbauers (soweit möglich) 

zunächst eine Machbarkeitsstudie in der Art eines 

brandschutztechnischen Grobkonzeptes zu erstel-

len. Die Machbarkeitsstudie sollte als Vorstufe zum 

eigentlichen Brandschutzkonzept verwendet werden 

und stichwortartige Aussagen zu folgenden Punkten 

enthalten: 

•    Zugänglichkeit des Objektes für die Feuerwehr, 

Flächen für die Feuerwehr, Löschwasserversorgung

•    Bautechnische Brandschutzmaßnahmen 

•    Anlagentechnische Brandschutzmaßnahmen 

In der Machbarkeitsstudie werden primär die ge-

gebenenfalls vorhandenen Abweichungen zum  

Baurecht erläutert und entsprechende Kompen-

sationsmaßnahmen vorgeschlagen. Weil solche 

Maßnahmen erheblichen Einfluss auf Architektur, 

Statik, Haustechnik und vor allem auf die Baukosten 

haben können, ist eine enge Abstimmung zwischen 

den Gewerken dringend erforderlich. Das Ergebnis 

der abgestimmten Machbarkeitsstudie ist eine Vor-

planung, die die Wünsche des Bauherren sowie des 

Architekten weitestgehend berücksichtigt und aus 

Erfahrung des Brandschutzsachverständigen grund-

sätzlich als genehmigungsfähig eingestuft werden 

kann. 

Der Brandschutzsachverständige stellt das brand-

schutztechnische Grobkonzept der Baubehörde und 

der Feuerwehr vor. Baurechtliche Abweichungen, 

deren Genehmigungsfähigkeit fraglich ist, und die 

entsprechenden Kompensationsmaßnahmen kön-

nen in diesen Gesprächen geklärt werden. Wird das 

Konzept in Teilen abgelehnt, so besteht die Mög-

lichkeit, die aus Sicht der Behörden erforderlichen 

Änderungen direkt persönlich abzustimmen. Das Pro-

tokoll der Besprechung kann später als Anlage zum 

Brandschutzkonzept dienen, das nach Abschluss der 

Vorplanung auf Grundlage der Machbarkeitsstudie 

erstellt werden kann. Es soll an dieser Stelle ange-

merkt werden, dass Aussagen der Behörden zur Ge-

nehmigungsfähigkeit vor Einreichung der kompletten 

Genehmigungsplanung nicht rechtsverbindlich sind. 

Eine absolute Planungssicherheit kann daher auf 

Grundlage eines Besprechungsprotokolls nicht erzielt 

werden. Dennoch kann aus Erfahrung der Autoren 

mit hoher Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen 

werden, dass nach erfolgter Abstimmung im Re-

gelfall keine grundsätzlichen Richtungswechsel zu 

erwarten sind. 

Daher empfiehlt sich folgende, in Kurzform 

dargestellte Vorgehensweise:

1.  Vorgespräch zwischen Architekt und Behörde; 

Vorstellung des geplanten Objektes.

2.  Brandschutzsachverständiger erstellt Machbar-

keitsstudie auf Grundlage der Vorplanung.

3.  Abstimmung der Machbarkeitsstudie zwischen 

Bauherr, Architekt, Brandschutzsachverständigem 

und gegebenenfalls weiteren Fachplanern und 

Holzbauunternehmen (soweit möglich).

4.  Gespräch zwischen Bauaufsichtsbehörde, Feu-

erwehr und dem Brandschutzsachverständigen; 

Klärung der relevanten Punkte des Brandschutzes, 

insbesondere die Abweichungen.

5.  Besprechungsprotokoll verteilen.

6.  Anfertigung des Brandschutzkonzeptes auf 

Grundlage der abgestimmten Machbarkeitsstudie.

7_ Hinweise zu Genehmigungsverfahren
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8.1 _  Beispiel 1: Forstamt Jena-Holzland, 

Stadtroda

Bauherr: Thüringen Forst

Architekt: Cornelsen+Seelinger

 Architekten, Darmstadt

Tragwerksplanung: Merz Kley Partner ZT GmbH,

 Dornbirn 

Brandschutz:  Dehne Kruse

 Brandschutzingenieure,

 Braunschweig - Wolfsburg

Das neue Forstamtsgebäude in Stadtroda (Ostthürin-

gen) beherbergt eines der insgesamt 24 Thüringer 

Forstämter sowie die Forstinspektion Ost. Von dem 

Standort aus werden ca. 12.000 Hektar Staatsforst 

bewirtschaftet. Zu den Aufgaben gehört darüber 

hinaus die Beratung privater und kommunaler Wald-

besitzer sowie die Vermittlung von Wissen über das 

Ökosystem Wald und die wirtschaftliche Bedeutung 

von nachhaltiger Forstwirtschaft.

Das Gebäude ist als konstruktiver Holzbau über ei-

nem kleinen Untergeschoss aus Beton errichtet. Der 

zweistöckige Neubau bietet hervorragende Mög-

lichkeiten, die gesamte heimische Wertschöpfungs-

kette zum Bauen mit Holz abzubilden: von der seit 

Jahrhunderten in Deutschland praktizierten Waldbe-

wirtschaftung bis zur Verwendung als innovativem 

leistungsfähigem Konstruktionswerkstoff und Innen-

ausbaumaterial. 

 

Das Tragskelett und die Holz-Beton-Verbunddecken 

bestehen aus Buchenfunierschichtholz. Dieser in 

Thüringen entwickelte Holzwerkstoff aus heimischer 

Buche ermöglicht es aufgrund seiner Materialeigen-

schaften schlankere Holzkonstruktionen als bisher zu 

realisieren.

8_  Beispiele für Brandschutzkonzepte
 mehrgeschossiger Holzbauten und Aufstockungen

Abb. 15: 

Frontalansicht des Forstamts 

Jena-Holzland in Stadtroda
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Das in Holzrahmenbauweise errichtete Gebäude ist 

teilweise mit einer hinterlüfteten Fassadenbekleidung 

aus Lärchenholz bzw. einer Putzfassade ausgestattet. 

Die großzügig verglasten Fassaden des Innenhofs 

erleichtern die externe und interne Kommunikation 

und erlauben den Blick auf die Holztragkonstrukti-

on sowie zahlreiche weitere Details aus heimischen 

Hölzern im Inneren.

Analog ist auch der innere Entwurf offen und trans-

parent angelegt. Die funktionale Struktur mit dem in 

der Mitte liegenden Gruppenbüro der Revierförster 

befördert den Austausch unter ständig anwesenden 

Mitarbeitern und jenen, die nur temporär im Büro 

arbeiten. Holzwerkstoffe, weiße Putzflächen und 

die für das Projekt angefertigten Tischsysteme mit 

farbigen textilen Akustikelementen sorgen für eine 

heitere Arbeitsatmosphäre und unterstreichen die 

Integration von Konstruktion, Gebäudehülle, Innen-

ausbau und Möblierung.

Die Nutzung des Gebäudes entspricht einem Büro- 

und Geschäftsgebäude. Im Erdgeschoss sind eine 

Wildkühlzelle, ein Archiv, Beratungsräume und Büros 

angelegt. Im ersten Obergeschoss sind überwiegend 

Büroräume eingerichtet. Das Untergeschoss dient als 

Lager und nimmt die üblichen Technikräume auf. Das 

Gebäude wird aufgrund der mittleren Höhe der Fer-

tigfußbodenoberkante (OKFF) von 3,40 m und einer 

maximalen Grundfläche der Nutzungseinheiten von 

rund 670 m² gemäß § 2 Absatz (3) Nr. 3 der Thürin-

ger Bauordnung (ThürBO) [30] in die Gebäudeklasse 

3 eingestuft.

Gemäß der Risikobeurteilung kann das Gebäude als 

ein übliches Bürogebäude mit Aufenthaltsräumen in 

Form von Büros und Besprechungsräumen beurteilt 

werden. Das Risiko in Büros ist zwar mit dem Risiko 

einer Wohnnutzung nicht vergleichbar, kommt 

diesem aber sehr nahe. Zwar liegen in einem Büro 

bzw. Bürogebäude üblicherweise größere Nutzungs-

flächen und damit größere Fluchtweglängen als 

in Wohnungen vor, jedoch wird ein Büro nicht zur 

Übernachtung genutzt. Das heißt, die anwesenden 

Personen schlafen während des Aufenthaltes im 

Büro nicht. Auch kann davon ausgegangen werden, 

dass der Großteil der im Büro befindlichen Personen 

mobil ist. Zusätzlich werden durch den Arbeitgeber 

organisatorische Maßnahmen wie Einweisungen und 

Brandschutzübungen vorgenommen.

In einem Büro halten sich auch ortsunkundige Per-

sonen auf. Diese können jedoch von ortskundigen 

Mitarbeitern im Gefahrfall angewiesen werden. 

Problematisch ist oftmals allerdings die Anzahl von 

Personen in einer Nutzungseinheit. Da die Mög-

lichkeiten der Feuerwehr zur Rettung von Personen 

über Rettungsgeräte (Steckleiter, Drehleiterfahrzeug) 

begrenzt sind, sollte grundsätzlich ab mehr als zehn 

Personen die Möglichkeit von zwei baulichen Ret-

tungswegen untersucht werden. Folgerichtig wurde 

daher beim Forstamt Jena-Holzland neben dem 

feuerhemmend abgetrennten, notwendigen Trep-

Abb. 16: 

Blick in den Innenhof
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penraum ein zweiter baulicher Rettungsweg in Form 

einer Außentreppe sichergestellt.

Aufgrund des offenen, transparenten Entwurfs 

wurde auf die Ausbildung notwendiger Flure ver-

zichtet, obwohl die Nutzeinheiten mit bis zu 670 

m² deutlich größer als die zulässigen 400 m² waren. 

Der Verzicht auf notwendige Flure  war auch erfor-

derlich, da großzügige Sichtholzflächen gewünscht 

waren. Zudem wurde ein Geschoss verbindender 

Luftraum geplant und umgesetzt. Wesentliche Kom-

pensationsmaßnahmen waren gemäß Brandschutz-

konzept eine auf die Leitstelle der Feuerwehr aufge-

schaltete Brandmeldeanlage und die zwei baulichen 

Rettungswege aus dem Obergeschoss. Da zudem 

die Hauptverkehrswege (Flure) analog zu notwendi-

gen Fluren brandlastfrei ausgeführt wurden, ist das 

maßgebliche Schutzziel der Bauordnung, nämlich 

der Personenschutz, ausreichend sichergestellt.

Das Risiko des die Geschosse verbindenden Luft-

raums wurde über textile Brandschutzvorhänge 

hinreichend kompensiert.

In der Gesamtschau liegt damit kein unzulässig 

hohes Risiko vor, welches nicht durch die Thüringer 

Bauordnung [30] abgedeckt wäre.

8.2 _ Beispiel 2: Viergeschossiges Wohnge-

bäude in Hanau

Abb. 17:  

Zentrale Galerie mit Luftraum

In der Lembachstraße in Hanau wurde ein Wohn-

gebäude mit 24 Wohneinheiten, verteilt auf vier 

oberirdische Geschosse, errichtet. Die Außenabmes-

sungen des Gebäudes betragen ca. 10,75 m x 46 

m. Das Gebäude wurde vor dem Hintergrund der 

Ausdehnung von mehr als 40 m durch eine innere 

Brandwand in zwei Brandabschnitte unterteilt. 

Jedem Brandabschnitt wurde ein eigener, zentral 

platzierter Erschließungskern zugeordnet.

Die einzelnen Wohnungen bilden jeweils für sich 

eine eigene, abgeschlossene Nutzungseinheit mit 

Flächen < 100 m². Alle Wohnungen wurden mit 

Terrassen oder Balkonen konzipiert. Die Balkone 

wurden als reine Stahlkonstruktion errichtet und 

jeweils vor das Gebäude gestellt.

Die primäre Struktur des Gebäudes wurde als Holz-

hybridbau mit Stahlbetonfertigteildecken und Holz-

massivwänden geplant. Das Untergeschoss sowie 

die Treppenräume wurden in Stahlbetonbauweise 

errichtet.

Aus architektonischer Sicht sollte die Bauweise auch 

über die Fassade sichtbar werden. Die viergeschos-

sige Außenfassade wurde daher mit einer Holzbe-

kleidung versehen.

Bauherr:  Baugesellschaft Hanau GmbH,  

Hanau

Architekt:  Hirschmuellerschmidt  

Architektur GmbH, Darmstadt

Tragwerksplanung:  Pirmin Jung Deutschland 

GmbH, Sinzig

Ausführende Firma:  Holzbau Hunold GmbH & 

Co. KG, Leinefelde-Worbis

Brandschutzkonzept:  Pirmin Jung Deutschland 

GmbH, Sinzig
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Nach § 2 der Hessischen Bauordnung (HBO) [3] 

wurde das Gebäude in die Gebäudeklasse 4 einge-

stuft. Die Höhe des Fertigfußbodens des obersten 

Geschosses mit Aufenthaltsräumen beträgt 9 m, die 

Nutzungseinheiten sind mit < 100 m² deutlich kleiner 

als die zulässigen 400 m² der Gebäudeklasse 4.

Die HBO [3] weist im Gegensatz zur Musterbauord-

nung hinsichtlich der tragenden und aussteifenden 

Bauteile eine Besonderheit auf. Tragende Wände und 

Stützen müssen gemäß Anlage 1 (1.1) der HBO [3] 

in der Gebäudeklasse 4 entgegen der Forderungen 

der MBO 2002 [2] einen Feuerwiderstand von 90 

Minuten aufweisen, wenn die tragenden Bauteile in 

Holzbauweise ausgeführt werden. Sofern die Bau-

teile nichtbrennbar ausgeführt werden, brauchen 

diese lediglich einen Feuerwiderstand von 60 Minu-

ten aufweisen.

Im vorliegenden Fall wurden die tragenden, verti-

kalen Bauteile (Wände, Stützen) in Holzbauweise 

ausgeführt. Die Geschossdecken waren in Massiv-

bauweise geplant. Gemäß den Anforderungen der 

HBO [3] mussten demnach die Stützen und Wände 

R 90 und die Decken REI 60 ausgeführt werden. Da 

die Decken im statischen System im Regelfall für die 

Aussteifung eines Gebäudes herangezogen werden, 

ergab sich aus der Konstruktion heraus ebenfalls eine 

REI 90-Anforderung an die Decken. Die gleiche An-

forderung gilt auch für die Treppenräume, da diese 

im Regelfall ebenfalls zur Aussteifung herangezogen 

werden und damit ebenfalls einen Feuerwiderstand 

von 90 Minuten (anstelle der baurechtlich gefor-

derten 60 Minuten) aufweisen müssen.

Entsprechend der Anforderungen der HBO [3] wur-

den die tragenden und aussteifenden Wände – mit 

Ausnahme des Treppenraumes - aus Brettsperrholz 

nach Anlage 1 (1.1) in F 90-BA-Qualität ausgeführt. 

Da die tragenden Teile aus brennbaren Baustoffen 

(Holzanteile) bestehen, müssen allseitig wirksame, 

brandschutztechnische Bekleidungen aus nichtbrenn-

baren Baustoffen (Brandschutzbekleidung) sowie 

nichtbrennbare Dämmstoffe verwendet werden. 

Dies wurde mittels einer 2-lagigen Beplankung aus 

Gipswerkstoffen der Qualität K260 gemäß DIN EN 

13501-2 [5] realisiert. Die Stahlbetonbauteile wurden 

entsprechend den Anforderungen der MBO 2002 [2] 

in REI 90-Qualität ausgeführt.

Eine Abweichung zur HBO [3] war mit der geplanten 

Holzbekleidung auf der Fassade gegeben. Gemäß 

den Anforderungen der HBO [3] müssen Oberflächen 

von Außenwänden sowie Außenwandverkleidungen 

einschließlich der Dämmstoffe aus schwerentflamm-

baren Baustoffen (Baustoffklasse B1 nach DIN 4102-

1 [31] respektive B/C nach DIN EN 13501-1 [32]) be-

stehen. Dieser Nachweis kann für Holzbekleidungen 

nicht erbracht werden, da die üblichen Holzarten 

normal entflammbar sind. Theoretisch besteht zwar 

die Möglichkeit mittels Brandschutzmitteln die Ent-

zündbarkeit von Holz zu beeinflussen. Unabhängig 

von ökologischen Fragen ist der Einsatz dieser Syste-

me in Deutschland in bewitterten Bereichen bislang 

nicht zugelassen. Die vorhandenen europäischen 

Zulassungen werden aufgrund nationaler Zusatzan-

forderungen in Deutschland nicht anerkannt.

Abb. 18:  

Gebäuderückseite mit Balkonen 

und Holzfassade
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Die Abweichung wurde daher über konstruktive 

Zusatzmaßnahmen begründet, mit denen ein gleich-

wertiges Schutzziel (Begrenzung der Brandausbrei-

tung auf der Fassade) erreicht werden sollte. Hierzu 

wurden in die Fassade in Anlehnung an die Schwei-

zer Brandversuche [33] horizontale Brandsperren 

eingebaut. 

Die Brandsperren wurden umlaufend und geschoss-

weise in Ebene der Geschossdecke eingebaut, so 

dass ein möglicher Brandüberschlag auf maximal 

zwei Geschosse begrenzt wird. Die Abweichung ist 

mit den konstruktiven Maßnahmen daher ausrei-

chend kompensiert.

Die tragenden Außenwände wurden in der Art feu-

erbeständig – R 90 und EI 30 nach DIN EN 13501-2 

[5] – in der Kapselqualität K260 von innen nach 

außen und von außen nach innen in der Kapselqua-

lität K260 ausgeführt. Die Kapselung von innen nach 

außen ist durch eine zweilagige Beplankung (15 

mm plus 18 mm Gipsfaserplatte) erfolgt. Von außen 

nach innen sind die Wände durch eine einlagige, 

15 mm dicke Gipsfaserbeplankung in Verbindung 

mit einer für Kapselanforderung K260 notwendigen 

Dämmschicht aus Mineralwolle bekleidet. Für das 

Delta von 30 Minuten bis zur 90. Minute (R 90) 

wurde die Tragfähigkeit durch eine Heißbemessung 

des Brettsperrholzes nach dem Eurocode 5, DIN EN 

1995-1-2 [29] nachgewiesen.

Abb. 19: 

Außenwanddetails mit 

Brandsperren aus Stahlblech

Abb. 20:  

Gebäudevorderseite mit Holz- 

fassade. In Deckenebene sind 

die Brandsperren erkennbar

Dreischichtplatte

Folie einlegenAbdeckung der Hirnholzflächen
bei vertikaler Verschalung

Brandschutzschürze Stahlblech
im Bereich Geschossübergang

Auskragung 50mm
Blechdicke: min.0,8mm

Schraubenabstand: max:. 400mm

Insektenschutzgitter

R
EI

90
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8.3 _ Beispiel 3: UNESCO-Weltnaturerbe 

Wattenmeer-Besucherzentrum

Bauherr: Stadt Cuxhaven

Architekt:  Holzer Kobler  

Architekten Berlin GmbH, 

Berlin

Tragwerksplanung:  tragwerkeplus Hochbau-

planung GmbH & Co.KG,  

Reutlingen

Ausführende Firma:  Holzbau Merkle GmbH, Bis-

singen u. Teck

Brandschutzkonzept:  Dehne Kruse  

Brandschutzingenieure, 

Braunschweig - Wolfsburg

Das gemeinnützige UNESCO-Weltnaturerbe Wat-

tenmeer-Besucherzentrum ist ein multifunktionales 

Gebäude mit Foyer, Ausstellung, Bibliothek, Semi-

nar- und Büroräumen für die Verwaltung. Ziel der 

architektonischen Konzeption war es, ein einfaches, 

gleichzeitig aber auch repräsentatives Gebäude zu 

kreieren, welches eindrückliche Sichtbeziehungen zu 

Küste und Meer schafft. Das Untergeschoss wurde 

schon vor dem Hintergrund der Hochwasserpro-

blematik in Stahlbetonbauweise errichtet. Die Au-

ßenwände der oberirdischen Geschosse wurden in 

Holzrahmenbauweise mit einer Verkleidung aus Lär-

chenholz gebaut. Die Decken wurden aus einer Holz-

stapelkonstruktion aufliegend auf Holzleimbindern 

aus Brettschichtholz hergestellt. Das Dach wurde als 

Balkenlage in Verbindung mit einer OSB-Schalung 

geplant. Die gewählte Materialisierung unterstreicht 

die harmonische Verbindung zwischen Natur und 

gebauter Struktur. Die Landschaftsgestaltung folgt 

dem Grundprinzip, die einzigartige Landschaft des 

Weltnaturerbes Wattenmeer weitestgehend unbe-

rührt zu lassen. 

Im Gebäudeinneren verbindet eine Haupttreppe die 

Eingangshalle mit der Ausstellung und den Ausstel-

lungsbereich mit dem Obergeschoss. Im obersten 

Geschoss sind Seminarbereiche, Bibliothek, Wech-

selausstellung, Laborräume und die Büroräume der 

Geschäftsstelle sowie weitere Nebenräume ange-

ordnet. Die großzügigen Fassadenöffnungen bieten 

einmalige Ausblicke über den Landschaftsraum und 

inszenieren das Wattenmeer, das Geestkliff und die 

Heidelandschaft als Hauptexponat.

Die Beurteilung des Gebäudes erfolgte gemäß der 

Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) [34]. Da 

der Veranstalter mittels einer Zählanlage die Besu-

cherzahl inklusive der Mitarbeiter auf maximal 200 

Personen begrenzt, wurde die Niedersächsische 

Versammlungsstättenverordnung (NVStättVO) [35] 

zur Beurteilung des Gebäudes nur orientierend  

herangezogen.

Dreischichtplatte

Folie einlegenAbdeckung der Hirnholzflächen
bei vertikaler Verschalung

Brandschutzschürze Stahlblech
im Bereich Geschossübergang

Auskragung 50mm
Blechdicke: min.0,8mm

Schraubenabstand: max:. 400mm

Insektenschutzgitter

R
EI

90

Abb. 21: 

UNESCO-Weltnaturerbe  

Wattenmeer-Besucherzentrum
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einer unkontrollierten Panik kommen. Ein weiteres 

Risiko, welches zum Tragen kommt, ist die fehlende 

Ortskenntnis bei einem Großteil der der sich im 

Gebäude aufhaltenden Personen/Besucher. Vorhan-

denes, ortskundiges Personal kann zwar entzerrend 

auf eine Evakuierungssituation einwirken, jedoch 

nur dann, wenn ein Brandereignis frühzeitig als 

solches erkannt wird. Ist eine Paniksituation erst 

entstanden, dann hat das Personal im Regelfall 

keine Chance mehr, beschwichtigend einzugreifen. 

Es kommt daher insbesondere bei Bränden in Ver-

sammlungsräumen neben den Sachschäden oft-

mals zu nicht unerheblichen Personenschäden.

Im vorliegenden Fall wird das Risiko durch folgende 

Maßnahmen begrenzt:

•  Für die Flucht und Rettung stehen zwei bauliche 

Rettungswege zur Verfügung. Ein baulicher Ret-

tungsweg erfüllt dabei aufgrund der feuerbestän-

digen Ausführung (Bauart Brandwand) in Verbin-

dung mit T30-RS Türen höhere Anforderungen 

als gemäß DVN-BauO [36] gefordert.

•  Eine vollflächige Brandmeldeanlage (BMA) führt 

zu einer frühzeitigen Branddetektierung und 

Alarmierung. Im Ergebnis kommt es zu einer 

schnelleren Selbstrettung.

•  Die gemäß NBauO [34] zulässigen Fluchtweglän-

gen von 35 m werden deutlich unterschritten.

Bei der Bauweise waren die wesentlichen Risiken im 

Abgleich zur NbauO [34] die brennbare Fassade so-

wie der Verzicht auf die Kapselung der brennbaren 

Konstruktion. Da der Verzicht auf die Kapselung im 

vorliegenden Fall lediglich einen risikoerhöhenden 

Einfluss auf das Brandszenario aufgrund der erhöh-

ten Brandlast hat, wurde dieses näher untersucht.

Brandlasten setzen sich generell aus den mobilen 

Brandlasten (Einrichtungsgegenstände, Teppiche, 

Akten und Bücher) sowie den immobilen Konstruk-

tionsbrandlasten zusammen. Im vorliegenden Fall 

lagen aufgrund der Verwendung von Holz signifi-

Aufgrund der Höhe von 8,68 m (OKF) wurde das 

Gebäude in die Gebäudeklasse 4 sowie als Sonder-

bau eingestuft.

Für die Beurteilung des Gebäudes waren die Risiken 

aus der Nutzung und aus der Bauweise zu berück-

sichtigen. Aus der Nutzung ergibt sich ein erhöhtes 

Risiko im Vergleich zu einer Wohn- oder Büro- und 

Verwaltungsnutzung. Hintergrund ist die Personen-

zahl von bis zu 200 Menschen, die sich gleichzeitig 

in dem Gebäude aufhalten können. Im Falle eines 

Brandereignisses kann es theoretisch zu gefährlichen 

Stauungen an den Notausgängen und damit zu 

Abb. 22: 

Eingangsbereich
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Abb. 23: 

Immobile und (geringe) mo-

bile Brandlasten in Form von 

Einrichtungsgegenständen

Abb. 24: 

Schematische Darstellung der 

immobilen Brandlasten im  

1. OG. Unterzüge sind dunkel-

blau, Massivholzstützen sind 

hellblau markiert.

Risiko ausgeht, wurde die Brandlast im 1. Ober-

geschoss des Besucherzentrums als maßgebendes 

Szenario heran gezogen. In diesem Brandabschnitt 

liegen die folgenden Holzbauteile vor:

kant höhere Brandlasten aus der Konstruktion vor. 

Hierbei handelte es sich aber ausschließlich um die 

Stützen,die Brettstapeldecke und die Unterzüge.

Da von der größten Nutzungseinheit das größte 

• 11 Massivholzstützen 11 x 0,36 m x 0,36 m x 4,40 m –    6,3 m³ 

• 2 Träger 2 x 0,52 m x 0,36 m x 21,65 m  –    8,1 m³ 

• 1 Träger  1 x 0,52 m x 0,36 m x 13,27 m  –    2,5 m³ 

• 1 Träger  1 x 0,52 m x 0,36 m x 4,30 m  –    0,8 m³ 

• 6 Schrägstützen  6 x 0,36 m x 0,36 m x 5,06 m  –    4,0 m³ 

• 2 Schrägstützen  2 x 0,24 m x 0,36 m x 5,06 m  –    0,9 m³ 

•  Brettstapeldecke  1 x 0,20 m x 354 m²    –  70,8 m³

•  Gesamtholzmenge      –  93,4 m³



46 BRANDSCHUTZKONZEPTE I BEISPIELE FÜR BRANDSCHUTZKONZEPTE  

holzbau handbuch I REIHE 3 I TEIL 5 I FOLGE 1

Konservativ wurde die Gesamtholzmenge auf 95 m³ 

aufgerundet. Die mittlere Rohdichte von Fichte be-

trägt 430 kg/m³. Damit ergibt sich eine Gesamtmas-

se von 40.850 kg Fichtenholz in dem Geschoss. Über 

den Heizwert Hu = 19,0 MJ/kg aus EC 1 Tab. D.1 

ergibt sich eine immobile Brandlast q von 19 MJ/kg x 

40.850 kg = 776.150 MJ. Zu diesem Wert wurde die 

mobile Brandlast (Einrichtung) hinzu addiert. Für die 

hier vorliegende Nutzung liegen keine tabellierten 

Werte für Brandlastdichten vor. 

Eine vergleichsweise ähnliche Nutzung hinsichtlich 

der Brandlasten wäre ein Hörsaal (Brettsperrholzsitze, 

Kleidung, Taschen). Gemäß dem vfdb-Leitfaden Ta-

belle A4.1 liegen die Werte für einen Hörsaal bei 140 

MJ/m². Der Anteil mobiler Brandlasten liegt bei 85% 

bzw. 120 MJ/m². Damit ergab sich eine Brandlast 

von:

776.150 MJ + 120 MJ/m² x 354 m² = 818.630 MJ.

Baurechtlich zulässig wären gemäß NBauO [34] 

Nutzeinheiten (Wohnungen) bis 400 m² in A- Bau-

weise oder in gleichwertiger Kapselbauweise. In 

einem Wohnraum konventioneller Bauart liegt eine 

Gesamtbrandlastdichte gemäß vfdb-Leitfaden Tabelle 

A4.1 [28] von 1085 MJ/m² vor. Bei 400 m² ergibt sich 

damit eine baurechtlich akzeptierte Brandlast von:

1085 MJ/m² x 400 m² = 434.000 MJ

Damit ist die Brandlast und damit auch das zu 

erwartende Brandszenario baurechtlich nicht abge-

deckt. Es müssen daher kompensatorische Maßnah-

men ergriffen werden.

Das Gebäude muss aus kompensatorischen Grün-

den eine automatische Brandmeldeanlage erhalten, 

die zur Feuerwehr aufgeschaltet ist. Damit kann 

unterstellt werden, dass nach 30 Minuten ein 

wirksamer Löschangriff eingeleitet wird, der sich 

dämpfend auf das Brandszenario auswirkt. Weiter-

hin ist zu berücksichtigen, dass die Brandlast nicht 

in vollem Umfang sofort dem Brand zur Verfügung 

steht. Die Abbrandgeschwindigkeit von Holzbautei-

len ist bekannt und wird z.B. über den EC 5-1-2 [29] 

im Rahmen einer statischen Auslegung von Holz-

bauteilen (heiße Bemessung) berücksichtigt.

Die Abbrandgeschwindigkeit von Brettschichtholz 

liegt bei 0,7 mm/min. Im vorliegenden Fall sind Stüt-

zen (4-seitiger Brandangriff), Unterzüge (3-seitiger 

Brandangriff) und Decken (1-seitiger Brandangriff) 

vorhanden. Innerhalb von 60 Minuten Brand (gefor-

derter Feuerwiderstand in GK 4) werden also 42 mm 

Holz abbrennen. Weiterhin ist noch die Pyrolysezone 

mit 7 mm zu berücksichtigen. Konserativ wurde 

daher eine thermische Umsetzung von 50 mm bzw. 

0,05 m angesetzt. Bezogen auf die einzelnen Holz-

bauteile bedeutet dies:

• 11 Massivholzstützen – 4-seitig: 11 x 4 m x 0,05 m x 0,36 m x 4,40 m –    6,3 m³ 

• 2 Träger – 3-seitig: 2 x 0,05 m x (2 x 0,52 m + 1 x 0,36 m) x 21,65 m  –    3,0 m³ 

• 1 Träger – 3-seitig: 1 x 0,05 m x (2 x 0,52 m + 1 x 0,36 m) x 13,27 m – 0,9 m³ 

• 1 Träger – 3-seitig: 1 x 0,05 m x (2 x 0,52 m + 1 x 0,36 m) x   4,30 m – 0,3 m³ 

• 6 Schrägstützen  – 4-seitig: 6 x 4 x 0,05 m x 0,36 m x 5,06 m –  2,2 m³ 

• 2 Schrägstützen – 4-seitg: 2 x 0,05 x (2 x 0,24 m + 2 x 0,36 m) x 5,06 m – 0,6 m³

•  Brettstapeldecke – 1-seitiger Abbrand: 1 x 0,05 m x 354 m² – 17,7 m³

•  Gesamtholzmenge (thermisch umgesetzt)  – 28,2m³
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Konservativ wurde die Gesamtholzmenge auf 30 m³ 

aufgerundet. Es wurde wiederum eine mittlere 

Rohdichte von 430 kg/m³ für Fichte angesetzt. Bei 

einem Heizwert von Hu = 19,0 MJ/kg (EC 1 Tab. D.1) 

ergibt sich eine thermisch umgesetzte Brandlast q 

(immobil/Konstruktion) von:

19 MJ/kg x 430 kg/m³ x 30 m³ + 120 MJ x  

354 m² = 287.580 MJ.

Das Brandszenario, welches im Wesentlichen durch 

die Brandlast bestimmt wird, ist also unter Berück-

sichtigung der Brandmeldeanlage in Verbindung mit 

dem Einsetzen wirksamer Löschmaßnahmen durch 

die Feuerwehr trotz der ungekapselten Konstrukti-

onsbrandlasten kleiner als das baurechtlich zulässige 

Brandszenario gemäß NBauO [34].

Weiterhin ist Risiko minimierend zu berücksichtigen, 

dass aufgrund der Brandfrüherkennung durch die 

automatische BMA die Evakuierungsmaßnahmen 

unmittelbar eingeleitet werden. 

Die Außenwand in Verbindung mit der brenn-

baren Fassadenoberfläche wurde konstruktiv als 

feuerhemmende Wand (von innen nach außen) 

konzipiert. Im Erdgeschoss wurde eine schwerend-

flammbare geschlossene Fassade ausgeführt. Damit 

erfüllt das Fassadensystem im Erdgeschoss zunächst 

die Anforderung des § 6 Abs. (2) DVO-NBauO [36]. 

Der bauaufsichtliche Verwendbarkeitsnachweis galt 

allerdings nur in Verbindung mit nichtbrennbaren 

Dämmstoffen. Im vorliegenden Fall sollte aber eine 

Holzweichfaserplatte eingesetzt werden. Im 1. OG 

und im 2. OG wurde eine geschlossene Holzfassa-

de (Boden-Deckel-Schalung) geplant. Die Abwei-

chungen von der DVO-NBauO [36] wurden folgen-

dermaßen begründet:

•    Das EG erfüllt mit der Trespa-Platte zunächst die 

Anforderungen an die Oberfläche. Aufgrund der 

brennbaren Dämmung (Holzweichfaserplatte) 

werden mineralische Brandsperren um die Fen-

steröffnungen herum angeordnet. Damit ist ein 

Eintrag eines Brandes in den Hinterlüftungsspalt 

wirksam behindert. Das Gesamtsystem im EG 

kann als nicht wesentliche Abweichung zur bau-

aufsichtlichen Zulassung beurteilt werden.

•    Zwischen dem EG und dem 1. OG wird eine 

Brandsperre in Form eines Stahlbleches ausgebil-

det. Dieses muss 5 cm über der Oberfläche des 

1. OG stehen. Im Bereich des ohnehin auskra-

genden Geschosses ist dieses verzichtbar, wenn 

die Unterseite nicht-brennbar ausgeführt wird. 

Dies wurde so geplant. Zum Einsatz kam eine 

zementgebundene Platte der Baustoffklasse A2.

•    Im 1. OG und im 2. OG wurde die Holzfassade 

flächig geschlossen ausgebildet. Um eine Brand-

übertragung im Hinterlüftungsspalt wirksam zu 

behindern, wurden mineralische Brandsperren 

(Steinwolle, Schmelzpunkt > 1.000°C) um die 

Fensteröffnungen herum angeordnet. Diese 

Brandsperren wurden mindestens 100 mm breit 

und mit einer Rohdichte > 70 kg/m³ ausgeführt. 

Weiterhin wurde in Ebene der Geschossdecke 

umlaufend ebenfalls eine Brandsperre analog 

den Fensteröffnungen angeordnet. Die Fassade 

ist damit nicht hinterlüftet, sondern belüftet.

•    Durch die konstruktiven Maßnahmen wird si-

chergestellt, dass eine Brandausbreitung auf der 

Fassadenoberfläche begrenzt bleibt. Da beide 

Rettungswege baulich sichergestellt werden, 

wird die Fassade nicht als Rettungsweg benötigt. 

Zur Durchführung wirksamer Löschmaßnahmen 

wurden Feuerwehraufstellflächen so angeordnet, 

dass alle Fassaden über die Drehleiter erreicht 

werden können.
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bauweise. Die Baukörper sind im Süden über den 

Haupteingang, der als offenes Foyer mit Erschlie-

ßungsbrücken in den Obergeschossen konzipiert 

ist, miteinander verbunden. Im Norden ist eine Ge-

bäudefuge ausgebildet worden, die gleichzeitig den 

Zugang zum Innenhof darstellt.

Auch hier sind im Außenbereich liegende Verbin-

dungsbrücken zwischen den beiden Bauteilen in 

den Obergeschossen vorhanden.

Das Gebäude wurde in Holzskelettbauweise beste-

hend aus Brettschichtholz-Stützen und -Trägern in 

Kombination mit Brettsperrholz-Decken- bzw. -Dach-

elementen sowie Außenwänden in Holzrahmenbau-

weise konzipiert. Das Gebäude wurde zudem als 

Passivhaus mit einer hochwärmegedämmten Gebäu-

dehülle geplant. 

Die Beurteilung des Gebäudes erfolgte gemäß der 

Landesbauordnung (LBO) für Schleswig-Holstein [37]. 

Das Gebäude ist der Gebäudeklasse 4 zugeordnet. 

Das Betriebsrestaurant fällt aufgrund seiner Größe 

nicht unter die Landesverordnung über den Bau und 

Betrieb von Versammlungsstätten (VStättVO) [38]. 

Die Grundsatzanforderung in dieser Gebäudeklasse 

ist die Ausführung des (Holz-)Tragwerks in der Feuer-

widerstandsklasse von 60 Minuten und einer Kap-

selung von 60 Minuten. Brennbare (nicht-tragende) 

Aussenwände müssen feuerhemmend ausgeführt 

Abb. 25: 

Aussenansicht der Stadtwerke 

Lübeck
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8.4 _  Beispiel 4: Büro- und Verwaltungs-

gebäude, Lübeck

Bauherr: Stadtwerke Lübeck

Architekt:  Architekturbüro Klein,  

Budenheim

Tragwerksplanung:  Züblin Timber GmbH, 

Aichach

Ausführende Firma: Ed. Züblin AG, Jena

Brandschutz:  bauart Konstruktions GmbH 

& Co. KG, Lauterbach, Berlin

2014 wurde in Lübeck die neue Unternehmenszen-

trale der Stadtwerke Lübeck für 450 Mitarbeiter  

– verteilt auf ca. 14.000 m² Geschossfläche –  

gebaut und übergeben. In Teilbereichen des EG 

sowie in den drei OG sind Büro- und Verwaltungs-

bereiche untergebracht. In den übrigen Bereichen 

des EG befinden sich das Betriebsrestaurant sowie 

Seminar- und Versammlungsräume, die direkt an 

das Betriebsrestaurant angeschlossen sind. 

Um einen Innenhof gruppieren sich zwei vierge-

schossige, L-förmige Baukörper in Holzskelett-
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werden. Oberflächen von Fassaden sind in dieser 

Gebäudeklasse mindestens schwerentflammbar aus-

zuführen.

Diese Anforderungen der LBO [37] standen im  

Widerspruch zu den Wünschen der Bauherrin, die 

den Werkstoff Holz als das prägende Material des 

Gebäudes sowohl innen als auch außen sichtbar 

halten wollte.

Die erforderlichen Abweichungen zur LBO [37] 

wurden durch ein ganzheitliches Brandschutzkon-

zept bewertet und entsprechend kompensiert. Die 

Rettungswege wurden vor dem Hintergrund der 

vergleichsweise großen Personenzahl und der in Teil-

bereichen normal-entflammbar hergestellten Fassade 

baulich sichergestellt. Dazu verfügt jeder Gebäude-

körper über zwei notwendige Treppenräume. Zusätz-

lich steht in der offenen Gebäudefuge eine außenlie-

gende notwendige Treppe zur Verfügung, die über 

die Verbindungsbrücken erschlossen wird. 

Das zentrale Foyer mit einer Breite von etwa 13,50 m 

bildet den Haupteingang und reicht über die gesam-

te Gebäudehöhe von knapp 15 m. Die Nord- sowie 

die Süd-Fassade bestehen aus einer Pfosten-Riegel-

Konstruktion aus BS-Holz mit einer passivhaustaug-

lichen Drei-Scheiben-Verglasung. Die Trennwände 

zwischen den Nutzungen und dem zentralen Foyer 

sind von der Qualität her als notwendiges Treppen-

haus ausgelegt. 

Die Geschosse werden über Brücken miteinander 

verbunden. An die Brücken ist die notwendige Trep-

pe in Stahlbauweise angeschlossen.

Die Abweichung hinsichtlich der brennbaren Bau-

stoffe der zentralen Treppenanlage wird über die 

weiteren unabhängigen Rettungswege hinreichend 

kompensiert. Grundsätzlich wird dabei unterstellt, 

dass es nicht gleichzeitig an verschiedenen Stellen 

des Gebäudes brennt. Bei einem Brand innerhalb 

des Foyers fällt dieses als Rettungsweg aus. Da aber 

hinreichend weitere bauliche Rettungswege zur 

Verfügung stehen, kann der Ausfall des Foyers ak-

zeptiert werden.

 

Die Umfassungsbauteile der notwendigen Treppen-

räume wurden über die Anforderungen der LBO 

[37] aus Stahlbeton in Bauart von Brandwänden 

errichtet. Die Türen verfügen über eine feuerhem-

mende und rauchdichte Qualität.

Jeder Baukörper wird durch Brandwände ebenfalls 

in Stahlbetonbauweise in drei Brandabschnitte un-

terteilt. Gemäß LBO [37] wären Brandabschnittsflä-

chen von bis zu 1.600 m² zulässig. 

Abb. 26:

Blick in das Foyer

Abb. 27: 

Brandwände und Treppen-

hauskerne in Stahlbeton
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Abb. 28:  

Struktur der Holzfassade 

mit den Brandsperren und 

den nichtbrennbaren Beklei-

dungen zwischen den Fenster-

öffnungen 
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Die nichttragenden, 24 cm dicken Außenwände 

wurden in Holzrahmenbauweise so ausgeführt, 

dass die Anforderung der LBO eines 30-minütigen 

Feuerwiderstandes hinsichtlich des Raumabschlusses 

erreicht wird. Als Dämmstoff wurde dazu Mineral-

wolle eingesetzt. Die Fassadenbekleidung wurde 

teilweise als Holzschalung ausgeführt. Dies stellt 

eine Abweichung zur LBO [37] dar, da die Anforde-

rung schwerentflammbar mit Holz im Außenbereich 

nicht erreicht werden kann.

Als Kompensation wurden hier robuste Brand-

sperren in der Fassade in Form von auskragenden 

Blechen ausgeführt. Die Ausführung folgt dabei 

den Vorgaben aus den Schweizer Fassadenbrand-

versuchen [33]. Die Brandsperren wurden dabei in 

Verbindung mit den Fensterbändern angeordnet. 

Zusätzlich wurden die Flächen zwischen den Fen-

stern nicht-brennbar ausgeführt. Damit kann eine 

großflächige Ausdehnung eines Brandes auf der 

Fassade ausgeschlossen werden.

Durch die zweckmäßige Unterteilung wurden 

Brandabschnittsflächen von ca. 800 m² realisiert. 

Die Brandwände (analog den Treppenraumkernen) 

übernehmen zugleich die Gebäudeaussteifung. 

Auch liegt der Abstand der Brandwände mit ca. 

30 m deutlich unter den zulässigen 40 m. Jeder 

Brandabschnitt wird durch hochfeuerhemmende 

Trennwände in Metallständerbauweise in zwei Nut-

zungseinheiten von annähernd 400 m² unterteilt. 

Dies erlaubt den Verzicht auf die Ausbildung von 

notwendigen Fluren, welcher bei modernen Büro- 

und Verwaltungsnutzungen zum üblichen Anforde-

rungsprofil des Nutzers gehört.

Die Wandoberflächen der nichttragenden Innen- 

und Außenwände sind mit OSB-Platten und Gips-

faser- bzw. Gipskartonplatten so bekleidet, dass die 

Bauteile die erforderliche Feuerwiderstandsdauer 

erreichen. Die Trennwände wurden in Trockenbau-

weise mit Metallständerwerk ausgeführt. Der Gas-

tronomiebereich im EG und die Teilunterkellerung 

wurden in Stahlbeton und Mauerwerk errichtet 
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8.5 _  Beispiel 5: 2-geschossige Aufstockung 

Gartenstadt Elbhochufer, Wedel

Architekt:  Bauwerk Hamburg Planungs 

GmbH, Hamburg 

Brandschutz:  hhpberlin Ingenieur für Brand-

schutz GmbH, Hamburg

Gestaltungs- und Entwurfskonzept

Die 2-geschossigen Aufstockungen entsprechen in 

ihren Abmessungen den darunterliegenden Vollge-

schossen und bestehen aus einer Art „Baukasten-

system“ mit 3 Bauteilen je Haus (Treppenhaus und 

zwei L-förmige Wohnungen), wobei die Wohnungs-

baukörper unterschiedlich gedreht zum Treppenhaus 

angeordnet werden.

Im 4. OG entsteht durch dieses System ein abwechs-

lungsreiches Spiel der Baukörper und eine scheinbar 

willkürliche Anordnung von Gebäudeteilen und 

Dachterrassen, die dieses Geschoss als Staffelge-

schoss mit vielen Rücksprüngen erscheinen lassen 

und es in seiner Masse optisch sehr reduzieren.

In jedem Geschoss der Aufstockung werden zwei 

Wohnungen angeordnet, die jeweils über das nach 

oben weitergebaute Haupttreppenhaus erschlossen 

werden. Die Wohnungen im 3. OG erhalten Loggien 

und die Wohnungen im 4. OG Dachterrassen, wel-

che zur Garten- und Südseite ausgerichtet sind. Die 

Positionen von Fenstern, Loggien und Dachterrassen 

in den Fassaden nehmen Bezug auf die Gliederung 

der Bestandsfassaden.

Abb. 29: 

Fassadengestaltung  

(Treppenraumfassade) der 

2-geschossigen Aufstockung

Durch den Eigentümer und Bauherrn wurde 2011 

die Überlegung angestellt, seine Bestandsgebäude 

in der Gartenstadt Elbhochufer in Wedel (Schles-

wig-Holstein) zu erweitern. Bei den Wohngebäu-

den handelt es sich um „Systembauten“, welche 

1956 in der Gartenstadt im Gleichen Typ mit drei 

Geschossen, nicht ausgebauten Satteldächern aus 

Stahlbeton und Kellergeschossen errichtet wurden. 

Die Gebäude, mit einer Struktur als Dreispänner, 

beinhalten Wohnungen in Größen von 40 – 70 m² 

und 1 – 3 Zimmer.

Ein herkömmlicher Ausbau der Dachgeschosse 

konnte schnell ausgeschlossen werden, da statisch-

konstruktiv Eingriffe in den Stahlbetonsatteldächer 

für die notwendige Anpassungen zur Erschaffung 

von zeitgemäßen Wohngrundrissen nur mit auf-

wendigen Maßnahmen möglich waren, welche 

sich wirtschaftlich nicht abbilden ließen. Im Zuge 

der weiteren Projektenwicklung, wurde in Zusam-

menarbeit mit der Stadt Wedel ein Konzept ent-

wickelt, die bestehenden Stahlbetonsatteldächer 

zurückzubauen und diese durch ein Vollgeschoss 

und ein Staffelgeschoss zu ersetzen. 

Bei den dann anstehenden umfänglichen Bestands-

untersuchungen ergab sich schnell, dass eine Auf-

stockung der Gebäude in Massivbauweisen statisch 

nicht umsetzbar war und nur eine deutlich leich-

tere Bauweise möglich ist. Somit wurde schon am 

Anfang der Planung entschieden, dass eine Reali-

sierung des Projektes in Holzbauweise erfolgen soll.
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Die Fassaden gliedern sich aus hinterlüfteten Holz-

fassaden, welche aus unbehandelten Douglasie 

Holzstrukturbretten bestehen, und Abschnitten aus 

einem WDV-System mit Mineralwolldämmung, wel-

che sich als Putzfassaden abbilden. Dadurch wird die 

dahinterliegende Struktur der Wohnungsaufteilung 

betont und gleichzeitig die Anforderungen an den 

Brandschutz erfüllt.

Die vorwiegend bodentiefen Kunststofffenster er-

halten eine graue Oberfläche als Gegensatz zum 

hellen Holz der Fassade, liegen in der Fassade leicht 

zurückversetzt in der Dämmebene.

Die Dächer sind als gering geneigte Flachdächer mit 

durchgehender Attikahöhe konzipiert. Im Bereich 

der Treppenhäuser liegen Dach und Attika tiefer, 

so dass durch diese Höhenversprünge die Aufsto-

ckungen in Abschnitte gegliedert und das kompakte 

Erscheinungsbild gemildert werden kann.

Die Treppenhauswände werden als Mauerwerkswän-

de gemäß dem Bestand nach oben fortgeführt und 

die Treppenläufe als Stahlbetonfertigteile ausgeführt. 

Bei den 12 Wohnungen handelt es sich um 2 – 3 

Zimmerwohnungen mit Größen von 45 – 60 m², 

welche aus offenen und klassischen Grundrissen 

variieren.

Durch die Holzbauweise ergab sich der naheliegende 

Umstand, dass auch ein Energiekonzept mit erhöh-

ten Anforderungen gemäß des KfW-Standards KfW 

Effizienzhaus 55 umgesetzt werden sollte. Um diesen 

Anforderungen gerecht zu werden, wurde neben ei-

ner hochgedämmten Außenhülle der Gebäude, eine 

Heizungs- und Warmwasseranlage mit einer Luft-

Wärme-Pumpe und einer Gasbrennwertanlage als 
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Abb. 30: 

Anschluss mit Stahlbetonring-

balken 1. Aufstockung (3.OG)

Wandaufbau Aussenwand mit beidseitiger K260-Kapselung,

Bereich Fensterschwelle 1. Aufstockung:

•  1x 12,5mm GKB-Platte + 1x 12 mm OSB-Platte, N+F, kon-

struktiv

•  Holzlatten d=40mm, als Installationsebene,  

voll gedämmt mit Steinwolle d=40mm,  

WLG 035, BSK A, ≥1000°C

• 2x 18 mm GKF-Platte Knauf (K260-Kapselung von innen)

•  1x 12 mm OSB-Platte, N+F, gem. Statik,  

als Wandscheibe (Stoßfestigkeit)

•   Holzständerwerk d=140mm, gem. Statik,  

vollgedämmt mit Steinwolle d=140mm, WLG 035, BSK 

A,≥1000°C

• 1x 16mm DWD-Platte N+F

•  12,5mm Knauf GKFi-Platte + 25mm Knauf Massivbau- 

platte (K260-Kapselung von aussen)

•  Steinwolle d=40mm (WDVS), WLG 035, BSK A, 1000C,  

teils mit UK-Holzlattung 4x6cm

• EPDM-Schleppstreifen

• Distanzholz d=ca. 6x8cm (l/h)

•  Holzlattung d=40mm, vertikal  (Hinterlüftungsschicht)

•  Fassadenverkleidung Holzlamellen N+F,  

Lärche Natur, d=ca. 20mm, n.A. AG
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Spitzenlastkessel sowie eine dezentral Wohnungslüf-

tung mit einer Effizienz von > 90% geplant.

Mitte 2016 konnte mit dem ersten Bauabschnitt be-

gonnen werden. Nachdem das Stahlbetonsatteldach 

mit erhöhten Schwierigkeiten und somit deutlicher 

Bauzeitenverzögerung rückgebaut wurde, konnte 

mit den notwendigen Ertüchtigungen des Bestandes 

und der Erweiterungen der Treppenhäuser in Mas-

sivbauweise sowie der Erstellung eines Stahlbeton-

ringbalkens als Auflager für die Holzkonstruktion 

begonnen werden.

Ab April 2017 wurde mit der Errichtung der vor-

produzierten Holzbauteile begonnen. Nach ca. 4 

Monaten war nahezu die vollständige Holzkonstruk-

tion aufgestellt und es konnte mit dem Einbau der 

Fenster sowie den Fassaden- und Dachdichtungsar-

beiten begonnen werden. Ab September 2017 er-

folgte der Ausbau einschließlich der haustechnischen 

Installation, so dass im Mai 2018 der erste Bauab-

schnitt erfolgreich fertiggestellt werden konnte.

Brandschutz

Das Bauvorhaben stellt im Zuge der Aufstockung 

ein Wohngebäude der Gebäudeklasse 4 dar. Neben 

der Entscheidung, das Tragwerk weitestgehend in 

Holzbauweise zu errichten, sollte auch ein Großteil 

der Außenwände hölzern bekleidet werden. Hierzu 

wurden hinterlüftete Außenwandbekleidungen aus 

Lärchenholz geplant. Die teilweise hölzerne Außen-

wandbekleidung ist der Baustoffklasse B2 (normal-

entflammbar) zuzuordnen. Nach § 29 (3) LBO [37] 

müssen Oberflächen von Außenwänden und Außen-

wandbekleidungen in der vorliegenden Gebäude-

klasse 4 aus Baustoffen der Baustoffklasse B1 

(schwerentflammbar) bestehen.

Die Ausführung einer normalentflammbaren, hin-

terlüfteten Außenwandbekleidung stellt daher eine 

Abweichung gegenüber § 29 (3) LBO [37]  dar. Das 

Tragwerk wird entsprechend der M-HFHHolzR [1] mit 

einer K260 Bekleidung ausgeführt. Die Treppenräu-

me werden entsprechend LBO [37] errichtet.

In § 29 (1) LBO [37] werden die grundlegenden 

Anforderungen an Außenwände, die keine Brand-

wände sind, festgelegt. Die Absätze 2 bis 5 (An-

forderungen an nicht tragende Außenwände und 

Fenster, Anforderungen an Oberflächen, Bekleidung 

und Dämmungen von Außenwänden, Geschossü-

bergreifende Hohl- und Lufträume, Ausnahmen für 

Gebäudeklasse 1 bis 3) sind Konkretisierungen von 

Absatz 1 des § 29 LBO [37]. Grundsätzlich kann das 

Schutzziel einer ausreichend langen Verzögerung 

der Brandausbreitung über die Außenwände auch 

abweichend zu § 29 (2) bis § 29 (5) LBO [37] sicher-

gestellt werden.

Es wird davon abgewichen, dass die Oberflächen 

von Außenwänden sowie Außenwandbekleidungen 

einschließlich der Dämmstoffe und Unterkonstrukti-

onen schwerentflammbar sein müssen. Die Oberflä-

chen der hier betrachteten Wände werden normal-

entflammbar aus Holz ausgeführt.

1. Aufstockung (3.OG)

Aufbeton/Estrich d = ca. 15-20 mm

OKRD Bestandsdecke

Betonoberflansch d = ca. 30-35 mm

„verlorene“ Brett-Schalung o.ä.

Mittellängswand Bestand, massiv

Betonunterflansch d = ca. 30-35 mm

Betonhohlkörper

Betonbalken

Kalkzementputz d = ca. 16-18 mm

Mittellängswand neu als 
Holzständerwand, K260 gekapselt,
mit Winkelbefestigung auf 
Bestandsdecke

rechteckige Öffnung herstellen 
im Hohlkörper der Bestandsdecke 
im Bereich der Winkelbefestigung
zum Ausbetonieren

Öffnung von oben ausbetonieren mit 
Normalbeton B20/25 bis Deckenoberkante

3.OG

2.OG

Abb. 31: 

Mittellängswand mit K260 

Bekleidung
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Die grundsätzliche Ausführung der Außenwän-

de wird im Folgenden beschrieben:

1) Die Außenwandverkleidungen bestehen aus 

Lärchenholz. Dieses Holz hat eine relativ hohe Roh-

dichte und ist damit „schwerer entflammbar“ als 

sonst bauübliche Hölzer wie Fichte oder Kiefer.

2) Die Dämmung hinter der hölzernen Fassade wird 

nichtbrennbar ausgeführt. 

3) Um einen evtl. Brandüberschlag von dem Wärme- 

dämmverbundsystem (WDVS) des Bestandes der un-

teren Geschosse zu der Holzfassade zu verhindern, 

ist ein Brandriegel aus nicht brennbaren Baustoffen 

entsprechend den Anforderungen der Zulassung 

des WDVS zwischen WDVS und hölzerner Fassade 

vorzusehen. 

4) Die Außenwandbekleidung wird entsprechend 

der Vorgaben der Lignum [33] geplant. Dabei wird 

entsprechend Ziffer 3.3.1 [33] eine Blechschürze von 

mindestens 10 mm Tiefe (Auskragung ab Außen-

kannte Bekleidung) ausgebildet. Eine Hinterlüftung 

von bis zu 100 mm Tiefe (es liegen lediglich 40 mm 

vor) bei flächigen Holzwerkstoffen (Platten) oder 

formschlüssiger Schalung (Profile mit Nut und Feder) 

als Bekleidung ist zulässig. Mit der Verwendung von 

Lärchenholz wird die Anforderung an die Werk-

stoffklasse 1 des Holzes erfüllt. Die Schürzen sind 

entsprechend Ziffer 4.1.4 [33] ausgeführt (Dicke, 

Befestigungen usw.).

Die Treppenraumfassaden sind als große mehrteilige 

Fenster geplant (Glasfenster mit Kunststoff umman-

telten Stahlprofilen).

Abb. 33: 

Südfassade mit Unterteilung 

durch nichtbrennbares WDVS

Abb. 32: 

Treppenraumfassade 

Die Südfassade wird durch ein nichtbrennbares 

WDVS stark parzelliert und teilweise auf nur ein 

Geschoss mit hölzerner Fassade reduziert, wodurch 

eine Brandausbreitung bei der Fassade erheblich 

begrenzt wird.

Holzfassaden Nicht brennbares WDVS

Holzfassaden

Blechschürze in allen HolzfassadenTreppenraum

Nicht brennbares WDVS
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8.6 _  Beispiel 6: Neubau eines Luxushotels 

mit Funktionsgebäude für Ambu-

lantes Operieren am Tegernsee

Bauherr:  Sports Medicine Excellence

  Gruppe (SME), Teuffen,   

  Schweiz

Architekt:  Matteo Thun & Partner (Ent-

wurf), Mailand, Meissl Archi-

tekten (Ausführung), Seefeld 

in Tirol

Tragwerksplanung:  Pirmin Jung Ingenieure AG, 

Sargans, Schweiz

Ausführende Firma:  RHZ Bau GmbH,  Blumer-

Lehmann AG

Brandschutz:  Dehne Kruse Brandschutz-

ingenieure, Braunschweig, 

Wolfsburg

Auf dem ca. 24.000 m² großen Grundstück des 

ehem. „Jod-Schwefelbad-Areals“ in Bad Wiessee 

realisiert die Sports Medicine Excellence Gruppe (SME)  

ein Aktivitätshotel mit 121 Zimmern, an welches an-

gebunden im Norden des Areals ein Funktionsgebäu-

de stehen wird. 

Die historische und unter Denkmalschutz stehende 

Wandelhalle im Südwesten des Areals wird als Restau-

rant und Event-Location mit Büroebene dienen. Zwei 

Hotelflügel beinhalten die verschiedenen Kategorien 

von Gästezimmern sowie einen Spa-Bereich mit Trai-

nings-, Therapie- und Behandlungsräumen und eine 

Tiefgarage mit ca. 200 Abstellplätzen. 

Die Anordnung des Gesamtkomplexes auf dem Areal 

ist auf der folgenden Abbildung dargestellt.

Hotel

Funktionsgebäude

Wandelhalle

Abb.34

Anordnung der Gebäude auf 

dem Areal
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Die geplanten Gebäude werden in Hybridbauweise 

errichtet. Die Untergeschosse inklusive der Tiefgara-

ge werden in Massivbauweise aus Stahlbeton herge-

stellt. Dies gilt gleichermaßen für die Erdgeschosse. 

Ab dem 1. Obergeschoss ist für die Hotelbereiche 

eine Ausführung in Massivholz- bzw. Holzständer-

bauweise vorgesehen. Das Funktionsgebäude mit 

den Operationssälen wird auch in den Obergeschos-

sen in Stahlbeton hergestellt. Die Wandelhalle ist 

im Bestand bereits in Massivbauweise (Mauerwerk, 

Stahlbeton) errichtet. Die notwendigen Treppen-

häuser sowie die Fahrstuhlschächte sind ebenfalls in 

Massivbauweise geplant. Als Außenwandbekleidung 

wird in Teilbereichen eine brennbare Holzbekleidung 

vor einer gekapselten oder nichtbrennbaren Außen-

wandscheibe ausgeführt.

Die historische und unter Denkmalschutz stehende 

Wandelhalle nimmt überwiegend das gastrono-

mische Angebot (Restaurant, Bar) des Komplexes 

auf. Der Turm und das Kopfgebäude der Wandel-

halle fungieren als Ankunftsort für die anreisenden 

Gäste.

Die beiden Hotelflügel beinhalten verschiedene Ka-

tegorien von Gästezimmern und einen Spa-Bereich 

inkl. Außen- und Innenschwimmbecken, Trainings- 

und Ruheflächen und Therapie- und Behandlungs-

räume sowie Ruhezonen. Der rechte Hotelflügel wird 

eine Tiefgarage mit ca. 82 Abstellplätzen sowie eine 

automatische Tiefgarage mit ca. 112 Abstellplätzen 

beinhalten. Ansonsten sind in den Untergeschossen 

die üblichen Lager- und Technikräume inklusive der 

Schwimmhallentechnik vorgesehen. Aufenthalts-

räume im baurechtlichen Sinne sind in den Unterge-

schossen nicht geplant.

Im Funktionsgebäude (ganz rechts) werden zwei 

ambulante OP-Säle inklusive der notwendigen Ne-

benräume, Sprechstunden- und Therapieräumlich-

keiten sowie ein Magnetresonanztomograph und 

konventionelles Röntgen untergebracht. Hier sind 

auch Zimmer für eine schmerztherapeutische Nach-

sorge vorgesehen.

Unter dem Aspekt der Holzbauweise sind die beiden 

Hotelflügel sowie die Außenhülle des Gebäudes 

relevant. Auf diese Teile wird im Weiteren näher 

eingegangen.

Die beiden Hotelriegel fallen in die Gebäudeklasse 4 

mit einer Gebäudehöhe von 10,07 m bei Nutzungs- 

einheiten < 400 m². Sie werden gemäß der Beher-

bergungsstättenverordnung (BStättV) [39] als vier-

Abb. 35: 

Rendering des Komplexes
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geschossige Hotels beurteilt. Die Riegel verfügen 

gemäß Planstand über jeweils ca. 130 Gastbetten.

Grundsätzlich gilt, dass für einen Sonderbau Erleich-

terungen gestattet oder besondere Anforderungen 

gestellt werden können. Es muss bei Abweichungen 

vom Baurecht nachgewiesen werden, dass die 

bauaufsichtlichen Schutzziele durch geeignete kom-

pensatorische Maßnahmen trotz der Abweichungen 

erfüllt werden.

Auf dem Areal wird kein typisches Krankenhaus er-

richtet. Es handelt sich vielmehr um ein ambulantes 

Operationszentrum mit angeschlossenem Hotel. Die 

Patienten, die operiert werden, werden präoperativ 

so ausgewählt (triagiert), dass sie am Bewegungs-

apparat ambulant operiert werden können. Falls 

erforderlich können frisch operierte Patienten in eine 

Einheit im Funktionsgebäude verlegt werden, wo 

sie, falls nötig schmerztherapeutisch versorgt wer-

den können. Die Patienten sind, sofern an den Bei-

nen operiert, am Nachmittag des Operationstages 

gehfähig, wenn auch eingeschränkt und können die 

Gebäude selbständig verlassen. In einzelnen Fällen 

ist eine stützende Hilfe erforderlich.

Die Eckpfeiler des Brandschutzkonzepts bilden eine 

flächendeckende automatische Brandmeldeanlage 

und die Herstellung einer Weglänge von maximal 

15 m gemessen ab Austritt aus Aufenthaltsräumen 

auf einem notwendigen Flur bis in einen zunächst 

sicheren Rauchabschnitt. In allen Gebäuden werden 

Brandabschnitte gebildet, um im Brandfall die An-

zahl der zu evakuierenden Personen zu minimieren.

Die Anforderungen an die Rettungswege der Beher-

bergungsstätten bezüglich der maximal zulässigen 

Längen und Breiten ergeben sich aus den § 5 Art. 

32, 33 und 34 der BayBO [16], sowie aus § 3 Abs. 

1 und 2 der Beherbergungsstättenverordnung 

(BStättV) [39]. 

Da in der Beherbergungsstättenverordnung [39] 

keine Anforderungen an Rettungsweglängen und 

-breiten gestellt werden, wird deshalb auf die BayBO 

[16] zurückgegriffen. Gemäß § 3 Abs. 1 der BStättV 

[39] müssen von jedem Beherbergungsraum minde-

stens zwei voneinander unabhängige Rettungswege 

vorhanden sein. Sie dürfen innerhalb eines Geschos-

ses über denselben Flur führen. Weiterhin darf der 

zweite Rettungsweg über die Rettungsgeräte der 

Feuerwehr führen, wenn nicht mehr als 60 Betten 

und nicht mehr als 30 Betten pro Geschoss vorhan-

den sind.

Jedes nicht zu ebener Erde liegende Geschoss des 

Gebäudes muss über mindestens eine Treppe zu-

gänglich sein (notwendige Treppe). Ein notwendiger 

Treppenraum oder ein Ausgang ins Freie muss inner-

halb einer maximal zulässigen Fluchtweglänge von 

35 m in der Lauflinie erreichbar sein.

In den oberirdischen Geschossen der Hotelriegel 

werden die zulässigen Rettungsweglängen von 35 m 

 bis zu einem Ausgang in einen notwendigen Flur 

bzw. bis zu einer notwendigen Treppe von jedem 

Punkt aus eingehalten. Beide Rettungswege ver-

laufen entgegengesetzt und sind unabhängig von-

einander durch Treppenräume sichergestellt. Dazu 

verfügen die beiden Gebäude über zwei bzw. drei 

Treppenräume.

Die beiden Hotelriegel sind insgesamt viergeschossig 

geplant. Gemäß §4 BStättV [39] sind die tragenden 

Wände, Pfeiler und Stützen in feuerbeständiger 

Bauart auszuführen. Diese Anforderung schließt in 

Bayern eine Bauweise in Holz zunächst aus. Da die 

tragenden Bauteile in Anlehnung an die BayBO [16] 

hochfeuerhemmend in Holzbauweise ausgeführt 

werden sollen, liegt eine Abweichung zu §4 BStättV 

[39] vor.
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Die Abweichung wurde gemäß Brandschutz-

konzept wie folgt begründet:

•   Die Gebäude entsprechen in ihrer Planung einem 

Gebäude der Gebäudeklasse 4. Die Gebäudehöhe 

liegt mit 10,07 m unter den zulässigen 13 m. Die 

zulässige Größe der Nutzeinheiten von 400 m² 

wird ebenfalls nicht erreicht.

•   Die Untergeschosse sowie die Erdgeschosse wer-

den feuerbeständig in Stahlbeton errichtet. Die 

Abweichung betrifft ausschließlich die Oberge-

schosse.

•   Die Gebäude werden vollflächig mit einer au-

tomatischen BMA, über die Anforderungen der 

BStättV [39] hinausgehend, überwacht.

•   Im Unterschied zu einem normalen Hotel ist im 

vorliegenden Fall immer von einem längeren 

Aufenthalt auszugehen, da die Gäste einen 

Therapieaufenthalt ähnlich einem Kuraufenthalt 

gebucht haben. Es ist daher im Regelfall Ortskun-

digkeit zu unterstellen.

•   Die Trennwände zu den notwendigen Fluren wer-

den über die Anforderungen der BayBO [16] und 

der BStättV [39] analog dem Tragwerk ebenfalls 

hochfeuerhemmend hergestellt. Dies gilt eben-

so für die Trennwände zwischen den einzelnen 

Gastzimmern. Die Brandausbreitung wird damit 

erheblich behindert und die Rettungswege errei-

chen ein höheres Schutzniveau. Die Nutzungs-

einheitengröße liegt daher bei lediglich 30 m². 

Dieses Brandszenario ist für jede Feuerwehr gut 

zu beherrschen. Zumal aufgrund der vollflä-

chigen BMA mit einer schnellen Alarmierung der 

Feuerwehr zu rechnen ist.

•   Die notwendigen Treppenräume werden gemäß 

den Anforderungen der BStättV feuerbeständig 

in Stahlbeton errichtet.

Auf die gemäß BayBO [16] in Verbindung mit der  

MHHR [40] geforderte Kapselung K260 der Holzbau-

teile wurde bis auf die Flurwände und Zimmertrenn-

wände sowie die Brandwandersatzwände verzichtet. 

Um die Holzoptik auch bei den Zimmertrennwänden 

erhalten zu können, werden diese beidseitig zusätz-

lich mit einer Dreischichtplatte bekleidet.

Die beiden Hotelriegel erhalten weiterhin in den 

Obergeschossen brennbare Außenwände. Da es sich 

um tragende Bauteile handelt, ist eine hochfeuer-

hemmende Ausführung erforderlich. Außenseitig 

ist aus kompensatorischen Gründen eine Kapselung 

der Kapselklasse K260 gemäß DIN EN 13501-2 [5] 

erforderlich. Innenseitig erfolgt eine Kapselung der 

Klasse K230 ebenfalls gemäß DIN EN 13501-2 [5]. 

Die außenseitige K260-Kapselung wird erforderlich, 

da in den Obergeschossen in Teilbereichen  eine 

brennbare, normal entflammbare Holzaußenbeklei-

dung (Lamellenfassade) geplant ist. Dies stellt eine 

Abweichung zu Art. 26 Abs. (3) der BayBO [16] dar.

Abb. 36: 

Trennwand in Holzrahmen-

bauweise zwischen Gastzim-

mer. Hier mit beidseitiger 

K260 Ausführung

20 2030

380

36 36120 120

REI60

TW01

Zimmer BZimmer A
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Die Abweichung wird gemäß Brandschutzkon-

zept wie folgt begründet:

Im Erdgeschoss wird die Bekleidung nichtbrennbar 

ausgeführt. Das 3. OG ist ein Staffelgeschoss, 

welches deutlich rückversetzt ist. Das potentielle 

Brandszenario der Lamellenfassade erstreckt sich 

daher lediglich auf das 1. und 2. OG. Holzaußenbe-

kleidungen in der Qualität „schwerentflammbar“ 

sind nicht verfügbar. Übliche Brandschutzchemikalien 

sind nicht hinreichend witterungsresistent. 

Um das Schutzziel einer übermäßigen Brandausbrei-

tung über die Fassade zu behindern, werden die 

Schweizer Brandversuche [33] zu Fassaden heran-

gezogen. Demnach haben sich Stahlbleche als sehr 

wirksam erwiesen. Es werden daher Brandsperren in 

Form von auskragenden Blechen auf dem Niveau der 

Decke über EG und der Decke über dem 1. OG an-

geordnet. Diese überkragen die Fassadenkonstrukti-

on um 20 cm. Die brennbare Tragkonstruktion wird 

im Bereich der Brandsperren ebenfalls unterbrochen.

Um die Löschbarkeit der Fassaden auch ohne Dreh-

leiter zu gewährleisten, wird eine halbstationäre 

Löschanlage (trockene Steigleitung, Verteilleitung, 

offene Düsen) auf Höhe der Decke über dem 2. OG 

angeordnet. Als Steigleitung ist eine DN 80 Leitung 

ausreichend. Es werden pro Fassade zwei bis drei 

Löschbereiche je nach zu bemessendem Wasserbe-

darf gebildet. Die Feuerwehr schließt sich im Be-

darfsfall an die jeweilige Einspeisung an und kann 

den Fassadenbereich von oben mit Löschwasser 

beaufschlagen. Die Fassadenfläche im 1. Oberge-

schoss kann vom Erdboden aus gelöscht werden. 

Hierzu werden Zugänge für die Feuerwehr in der 

Umzäunung des Areals (1,20 m breite Türen mit 

Feuerwehrschließung) vorgesehen. 

Die eigentliche Außenwand ist durch die äußere 

K260 Kapselung hinreichend vor einem Mitbrand bei 

einer Entzündung der Fassade geschützt.

Abb. 37: 

Hotelriegel mit Lamellenfas-

sade aus Holz
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8.7 _  Beispiel 7: 8-geschossiges Wohnhaus, 

Bad Aibling

Bauherr:  B&O Wohnungswirtschaft 

GmbH, Bad Aibling

Architekt:  Schankula Architekten, 

München (Ausführung)

Tragwerksplanung:  bauart Konstruktions GmbH  

& Co. KG,  

Lauterbach, München

Ausführende Firma:  Huber & Sohn GmbH & Co. 

KG, Bachmehring

Brandschutz:  bauart Konstruktions GmbH  

& Co. KG,  

Lauterbach, München

Abb. 38:

8-Geschosser mit Holz-

fassade

Auf dem Areal einer ehemaligen US-Kaserne im baye-

rischen Bad Aibling entstand von Mai bis Juli 2011 ein 

achtgeschossiges Gebäude in Holzbauweise mit einer 

Holzbekleidung.

Eine grundsätzliche Überlegung zu Beginn der Pla-

nung für dieses Bauvorhaben galt der Erschließung 

des Gebäudes und deren Integration in das Konzept 

für den vorbeugenden Brandschutz. An das Treppen-

haus bestanden erhöhte Anforderungen aufgrund 

der Konstruktion des Gebäudes aus Holz und durch 

die Tatsache, dass sieben Geschosse auf die sichere 

Fluchtmöglichkeit über das Treppenhaus angewiesen 

sind. Aus diesen Gründen bestand die Forderung 

nach einem Treppenraum aus nichtbrennbaren Bau-

stoffen. Folglich wurde dieses in Stahlbetonfertigteil-

bauweise konzipiert und gleichzeitig für die Ausstei-

fung des Gebäudes herangezogen. Die Grundrisslö-

sungen sollten in allen Etagen maximal flexibel sein, 

damit Nutzungsänderungen jederzeit möglich wären. 

Es wurden flexibel nutzbare Büros, Wohnungen als 

3-Spänner, Wohnungen als 2-Spänner und rollstuhl-

gerechte Wohnungen geplant. Die Wohnungen sind 

zudem barrierefrei und entsprechen den Förderkrite-

rien für den sozialen Wohnungsmarkt. Das oberste 

Geschoss ist als exklusive Penthousewohnung mit 

großzügiger Dachterrasse geplant.

Den wesentlichen Baustoff des Gebäudes zu zeigen, 

war ein bestimmender Aspekt des Gestaltungskon-

zeptes für das 8-geschossige Gebäude. Die Fassaden-

bekleidung wurde größtenteils in Holz ausgeführt, 

so dass hier brandschutztechnisch besondere Maß-

nahmen zu ergreifen waren. Gleiches gilt für die im 

Innenraum sichtbaren Holzoberflächen der Decken-

untersicht. Die Balkone wurden als Stahlkonstruktion 

mit einer Balkondecke aus Brettsperrholzelementen 

konzipiert, so dass für den Betrachter auch hier der 

dominierende Baustoff des Gebäudes auf den ersten 

Blick erkennbar ist.
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Tragwerk und Statik

Die Ausführung des Treppenhauses und des Aufzug-

schachtes in Stahlbetonbauweise erlaubte die Nut-

zung dieses Kernbauteils als wesentliches Element 

der Gebäudeaussteifung. Das Tragwerkskonzept be-

steht aus tragenden Außenwänden an den Giebelsei-

ten des Gebäudes sowie parallel dazu verlaufenden 

tragenden Innenwänden. Die aussteifenden Quer-

wände sind jeweils mit Zugstangen versehen, da die 

auftretenden Zugkräfte aus Windbeanspruchungen 

durch das geringe Eigengewicht der Holzkonstrukti-

on nicht überdrückt werden können. Die Zugstangen 

verlaufen über die gesamte Gebäudehöhe bis in das 

Fundament und werden etagenweise gekoppelt.

Daher sind Verformungs- sowie Setzungsverhalten 

der Holzbauteile eines derartigen hohen Gebäudes 

von zentraler Bedeutung. Belastbare Erkenntnisse 

zu diesem Thema liegen in der Fachliteratur nicht 

vor. Daher wurden gemeinsam mit der Technischen 

Universität München Belastungstests zur Verformung 

der Bauteile durchgeführt. Bisher wurden in dem Ge-

bäude keine nennenswerten Setzungen festgestellt.

Abb. 39: 

Grundrisse 3-Spänner  

und 2-Spänner
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Brandschutz

Mit einer Höhe der obersten Geschossdecke von 

knapp 22 m reicht das Gebäude fast an die Hoch-

hausgrenze heran. Das Gebäude wurde daher in die 

Gebäudeklasse 5 gemäß BayBO [16] eingestuft. Ein 

ganzheitliches Brandschutzkonzept war somit zwin-

gend erforderlich. Dabei stehen zunächst die allge-

meinen Schutzziele des Baurechts im Vordergrund:

•  Vorbeugung der Entstehung eines Brandes 

•   Verhinderung der Ausbreitung von Feuer und 

Rauch 

•   Gewährleistung der Flucht und Rettung von 

Personen 

•  Ermöglichung wirksamer Löscharbeiten

Die Umsetzung dieser Anforderungen wird 

nachfolgend zusammengefasst.

Die Aspekte des baulichen Brandschutz sind:

•   tragende Außen- und Innenwände: REI 90-K260 

•   Geschossdecken: REI 90-K260 

•    rauchdichtes und nichtbrennbares Treppenhaus 

aus Beton 

•   Erschließung der Wohnungen über Laubengänge 

•   im Bereich der Fluchtwege der Laubengänge 

nichtbrennbare Putzoberflächen 

•   Fassaden größtenteils mit kleinteiligen, sägerau-

en Holzschalungen ausgeführt. Aufgrund der 

Erkenntnisse eines Großbrandversuches in der 

Schweiz wurden die Schalungen geschossweise 

durch horizontale Brandsperren aus Stahlblech 

getrennt

Im organisatorischen Brandschutz wurden folgende 

Maßnahmen ergriffen:

•   Zusätzliche  trockene Steigleitung im Bereich des 

Treppenhauses

Der anlagentechnische Brandschutz stellt sich wie 

folgt dar:

•    Installation von Rauchwarnmeldern in jedem 

Raum

Abb. 40 

Innenansicht mit sichtbarer 

Brettsperrholzdecke
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8.8 _ Beispiel 8: SKAIO, Heilbronn 

Bauherr: Stadtsiedlung Heilbronn

Architekt:  Kaden und Lager GmbH,  

Berlin

Tragwerksplanung:    bauart Konstruktions GmbH  

& Co. KG, Lauterbach, Berlin

Ausführende Firma: Züblin Timber GmbH,  Aichach 

Brandschutz:  Dehne Kruse Brandschutzinge-

nieure, Braunschweig,  

Wolfsburg

groß und können aufgrund des Gebäudekonzeptes 

je nach Bedarf zusammengeschaltet werden. Alle 

Wohnungen verfügen über eine Loggia bzw. große, 

bodentiefe Fenster. Eine der Wohngemeinschaften 

im 6.OG hat direkten Zutritt auf eine Dachterrasse 

auf dem westlichen Teil des Gebäudes, auf dem 

Dach des zehnten Geschosses gibt es eine gemein-

schaftlich nutzbare Dachterrasse für alle Bewohner.

Die Muster-Hochhausrichtlinie (MHHR) [40] ist in 

Baden-Württemberg bauaufsichtlich nicht einge-

führt. Sie wird daher nur orientierend herangezo-

gen. Grundlage für die brandschutztechnische Beur-

teilung des Bauvorhabens ist daher im Wesentlichen 

die Landesbauordnung für Baden-Württemberg 

(LBO) [8] mit der dazugehörenden allgemeinen Aus-

führungsverordnung (LBOAVO) [41] in der jeweils 

aktuellen Fassung. Nach § 2 Abs. (4) der LBO [8] 

wird das Gebäude aufgrund einer Fußbodenhöhe 

von mehr als 13 m der obersten Aufenthaltsräume 

Abb. 41: 

SKAI Heilbronn

Im Rahmen der Bundesgartenschau 2019 (BuGa) 

entstehen am Neckarbogen bzw. im gleichnamigen 

Stadtentwicklungsgebiet insgesamt acht individuelle, 

jedoch über einen gemeinsamen Innenhof und eine 

gemeinsame Tiefgarage verbundene Gebäude. Die 

Gebäude dienen vorranging der Wohnnutzung. 

Realisiert wird eine Mischung aus Miet- und Eigen-

tumswohnungen. Eines dieser Gebäude (SKAIO) wird 

mit 34 m Höhe das erste Hochhaus in Holzbauweise 

in Deutschland. Das Hochhaus markiert während 

der BuGa 2019 den Eingang auf das Gelände der 

Gartenschau. Mit seinen zehn Geschossen bildet es 

einen der drei Hochpunkte in der näheren Umge-

bung.

Das SKAIO ist als Hybridkonstruktion geplant. Der 

Werkstoff Holz wird den überwiegenden Teil der 

Konstruktion ausmachen, das Treppenhaus und das 

Sockelgeschoss werden aus Stahlbeton gefertigt. 

SKAIO enthält neben Gewerbe- und Nebenräumen 

im Erdgeschoss darüber hinaus 60 Wohneinheiten. 

Das Erdgeschoss bietet Raum für alle Bedürfnisse der 

alltäglichen An- und Abreise: Fahrradstellplätze sind 

in großer Zahl und vor allem sicher im Gebäude ver-

fügbar, zudem sind Abstellflächen für Kinderwagen 

und Rollstühle vorgesehen.

Die im Prinzip kleinteiligen 1 bzw. 2-Zimmer-Woh-

nungen werden über das innenliegende Sicher-heits-

treppenhaus erschlossen, sind zwischen 40 und 70m² 
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in die Gebäudeklasse 5 eingestuft. Diese Gebäude-

klasse beinhaltet alle Gebäude, die nicht unter die 

Gebäudeklassen 1 bis 4 fallen. 

Die Grundfläche der größten Nutzungseinheit liegt 

bei ca. 236 m² für eine Wohngemeinschaft. Die 

sonstigen Nutzungseinheiten umfassen Flächen von 

ca. 40 m² bis 130 m².

Die LBO [8] erlaubt in Gebäuden der Gebäude-

klasse 5 anstelle von feuerbeständigen Bauteilen die 

Ausführung aus brennbaren Baustoffen ohne eine 

allseitige brandschutztechnisch wirksame Beklei-

dung aus nichtbrennbaren Baustoffen, wenn baulich 

sichergestellt ist, dass gemäß § 26 eine Brandwei-

terleitung insbesondere über die Geschosstrennung 

hinaus ausgeschlossen werden kann. Ist das der Fall, 

dann liegt gemäß der LBO [8]  kein erhöhtes Risiko 

durch eine brennbare Bauweise vor.

Im vorliegenden Fall kommt die Holzbauweise erst 

ab dem 1. Obergeschoss zum Einsatz. Die Kon-

struktion wird dabei in der Holzmassivbauweise 

(Brettsperrholz bzw. Brettschichtholz) ausgeführt. 

Alle tragenden und aussteifenden Wände werden 

entsprechend den Anforderungen der LBO [8] in 

Verbindung mit der LBOAVO [41] für die Gebäude-

klasse 5 in der Feuerwiderstandsklasse R 90 gemäß 

DIN EN 13501-2 [5] errichtet.

Die Massivholzdecken sind im Brandfall günstig zu 

bewerten. Im Gegensatz zu einer Holzbalkendecke 

sind keine Hohlräume möglich. Dementsprechend 

kann es auch zu keinem Einbrand und zu den von 

Feuerwehreinsatzkräften gefürchteten Hohlraum-

bränden kommen. Konstruktionsbedingt genügen 

diese Decken den Anforderungen des § 26 der 

LBO [8] ohne weiteren Nachweis in der Fläche. 

Hinsichtlich der Verhinderung einer Brandweiterlei-

tung stellen erwartungsgemäß die Anschlüsse die 

größten Herausforderungen für die Fachplaner dar. 

In der Auslegung des § 26 kursieren in den Fach-

kreisen mitunter unterschiedliche Meinungen. Eine 

weit verbreitete Ansicht ist, dass die Konstruktionen 

absolute Gasdichtheit aufweisen müssen. Dies geht 

aber über die Anforderungen des § 26 deutlich 

hinaus.

In Anlage A 1.2.3/3 der VwV TB B-W vom 

20.12.2017 wird zu Eurocode 5 (DIN EN 1995 

„Bemessung und  Konstruktion von Holzbauten“) 

folgendes bekannt gemacht:

„Für spezielle Ausbildungen (z.B. Anschlüsse, Fugen 

etc.) sind die Anwendungsregel nach DIN 4102-

4:2016-05 zu beachten, sofern die Eurocodes dazu 

keine Angaben enthalten“.

Die DIN 4102 in der Fassung Mai 2016 [42] stellt 

damit grundsätzlich eine Beurteilungsgrundlage dar. 

Im vorliegenden Fall wurden alle relevanten An-

schlüsse und Fugen vor dem Hintergrund einer er-

höhten Sicherheit für ein Hochhaus über die Vorga-

ben der DIN 4102-4 [42] hinausgehend abgesichert.

Am Beispiel eines Deckenstoßes soll dies erläutert 

werden. Unmittelbar über dem Stoß wird eine  

18 mm Gipsfaserplatte in einer Nut (beidseitig 3 cm 

überlappend) angeordnet. Die seitliche Fuge auf-

grund von Passungenauigkeiten zwischen GF-Platte 

und Brettsperrholzdecke wird mittels eines Brand-

schutz-Acryls gesichert. Die Fugen der Gipsfaserplat-

te wiederum werden mit einer Holzwerkstoffplatte 

überlappt. Auf den Fugen zwischen Holzwerkstoff-

platte und Brettsperrholzdecke erfolgt noch eine 

Abklebung mit einem kaltliegenden Klebeband. 

Oberhalb der Brettsperrholzdecke liegt ein durch-

gehender Bodenaufbau mit einem 100 mm hohen 

mineralischen Randdämmstreifen, der komprimiert 

eingebaut wird. Alleine mit dem Bodenaufbau in 

Verbindung mit dem Mineralwolledämmstreifen 

wird eigentlich schon eine hinreichende Rauchdicht-

heit erreicht. Der Aufbau ist in der folgenden Abbil-

dung dargestellt.
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Die Konstruktion kann bei korrekter Ausbildung als 

absolut rauchdicht eingeschätzt werden.

Die Brandbeteiligung der Decke von unten ab Brand-

beginn beeinflusst lediglich das Brandszenario (hö-

here Energiefreisetzung) in der brandbeaufschlagten 

Nutzungseinheit. Da die Nutzungseinheiten aber 

mit einer automatischen Wassernebellöschanlage 

(System Hochdruck) geschützt werden, kann sich 

ein Vollbrand (eine korrekte Funktion der Anlage 

vorausgesetzt) gar nicht entwickeln. Das durch die 

Feuerwehreinsatzkräfte abzulöschende Brandszena-

rio bewegt sich daher in einem absolut vertretbaren 

Rahmen. Die Anlage wird auch als Kompensation für 

die Ausbildung der geschoßhohen Verglasungen in 

der Fassade herangezogen.

Die sonstigen Anforderungen an Hochhäuser gemäß 

MHHR [40] wurden im Regelfall beachtet. Ein er-

höhtes Risiko, dass nicht durch die LBO [8] abgedeckt 

wäre, besteht damit im vorliegenden Fall nicht.

Brandschutzmasse gemäß Brandschutzkonzept

Rauchdichtheitsschicht gemäß Brandschutzkonzept
mit definiertem Klebeband

Rauchdichtheitsschicht gemäß 
Brandschutzkonzept – Gipsfaserplatte 18 mm

Fase 3 mm, werkseitig

Plattenstück gemäß Statik 27 mm

Wohneinheit

Wohneinheit

Abb. 42: 

Detail Deckenstoß
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